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Demografisch-migrationshistorische 
Erfassung des Familiennachzugs in der 
Bundesrepublik Deutschland bis zum 
Jahre 1981

2.1	� Zur Methodik der Erfassung des 
Familiennachzugs in der Bundesrepublik 
Deutschland bis zum Jahre 1981

2.1.1	� Darstellung des Familiennachzugs anhand des 
Phasenmodells von Migration

Der historische Blick auf das Migrationsgeschehen in Deutschland und anderen 
Staaten zeigt, dass es sich bei Migration in der Regel um keinen zeitlich linear 
fortschreitenden Prozess handelt. Vielmehr lassen sich die internationalen Wande-
rungsprozesse durch eine Einteilung in verschiedene Zeiträume, Phasen1, adäquat 
beschreiben. Dabei unterscheiden sich die einzelnen Migrationsphasen durch spe-
zifische Konstellationen migrationsbedingender Faktoren, welche sich jeweils 
in einem von den anderen Phasen unterscheidbaren Migrationsgeschehen nieder-
schlagen. Zur Beschreibung des bundesdeutschen Migrationsgeschehens wurden 
im Laufe der letzten Jahre einige Phasenmodelle entwickelt, welche, abhängig vom 
Forschungsinteresse, teilweise unterschiedliche Phaseneinteilungen präferieren.2 
Über alle Unterschiede hinweg besteht Einigkeit darin, das Jahr 1973 durch den 
verfügten Anwerbestopp von ausländischen Arbeitnehmern als den Zeitraum eines 
wichtigen Phasenübergangs zu interpretieren.
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Im Folgenden wird für die Darstellung der internationalen Migration der Bun-
desrepublik Deutschland bis zum Jahre 1981 eine Phaseneinteilung gewählt, 
welche sich sowohl an der bundesdeutschen Ausländerpolitik als auch an der 
demografischen Entwicklung der Migrationsbewegungen orientiert. Es wird dabei 
im Zeitraum von 1945 bis 1981 von drei Phasen der Migration ausgegangen. 
In  der ersten Phase von 1945 bis 1955 ist in der Folge des Endes des Zweiten 
Weltkriegs eine große Zuwanderung Deutscher und Deutschstämmiger auf das 
Gebiet der Bundesrepublik zu verzeichnen. Der Familiennachzug von Auslän-
dern spielte keine Rolle. Die zweite Phase von 1955 bis 1973 ist entscheidend 
von Arbeitsmigration geprägt. Es soll der Nachweis geführt werden, dass sich die 
Migration in den letzten Jahren dieser Phase schon durch einen hohen Familien-
nachzug auszeichnete.3 Die dritte Phase von 1973 bis 1981 wird in vielen Studien 
als der Zeitraum gedeutet, in welchem die Arbeitsmigration durch den Familien-
nachzug abgelöst wurde.4 Diese Phase gilt weithin als „die“ Phase des Famili-
ennachzugs mit dabei überragender Bedeutung des Herkunftslandes Türkei. Die 
wegziehenden Arbeitnehmer, so der breite migrationshistorische Konsens, seien 
durch die nachziehenden Familienmitglieder substituiert worden. Es ist Ziel die-
ser Arbeit, auf der Grundlage des demografischen Datenmaterials die schema-
tische Zuordnung des Migrationstypus Arbeitsmigration auf die zweite und des 
Migrationstypus Familiennachzug auf die dritte Migrationsphase in Frage zu 
stellen. Vielmehr erscheint der Familiennachzug in dem untersuchten Zeitraum  
zeitlich so eng mit der primären Arbeitsmigration verbunden zu sein, dass von 
einem phasenverschobenen Vollzug schwerlich gesprochen werden kann.

Die zweite und dritte Migrationsphase zeichnet aus, dass in ihnen auch die 
ehelich und familial induzierten Fortzüge von Ausländern erfasst werden kön-
nen. Somit wird es möglich, die Nettomigration der abhängigen Migration, beste-
hend aus den Zu- und Fortzügen von Ehegatten und minderjährigen Kindern, zu 
beschreiben und zu bewerten. Folgend werden die internationalen Wanderungsbe-
wegungen in die Bundesrepublik Deutschland unter besonderer Berücksichtigung 
der Bedeutung des Familiennachzugs detailliert dargestellt. In der quantitativen 
Analyse wird dabei der Fokus auf den Bereichen Arbeitsmigration, abhängige 

3Auf diesen Sachverhalt weist auch Stephen Castles hin: „By the time large-scale labour 
migration was halted, the trend to family reunification was well established.” Castles, Here 
for good, S. 14.
4Vgl. Han, Frauen und Migration, S. 36-37; Han, Soziologie der Migration 2005, S. 98-99; 
Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung: Ungenutzte Potenziale, S. 13; Castles, 
Here for good, S. 14; Dorbritz/Gerlach/Scheiwe/Schuler-Harms, Strukturen und Rahmenbe-
dingungen von Migration, S. 39 u. 44; Oltmer, Migration im 19. und 20. Jahrhundert, S. 54.
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Migration und Verstetigung der Migration liegen. Die Migrationsphasen werden 
jeweils unter dem Gesichtspunkt der Ausländerpolitik, der demografischen Daten 
und der sozialen Situation der Migranten erörtert. Es wird sich dabei zeigen, dass 
die soziale Situation der Migranten im Aufnahmeland für die Entscheidung zum 
Familiennachzug von Bedeutung ist.

Die Beschränkung der Betrachtung des Migrationsgeschehens auf den Zeit-
raum von 1945 bis 1981 ergibt sich aus dem Forschungsinteresse dieser Arbeit. 
Der Familiennachzug in die Bundesrepublik Deutschland gilt im politischen, 
öffentlichen und sozialwissenschaftlichen Diskurs als eine der Hauptursachen 
für die Entwicklung Deutschlands zum Einwanderungsland. Verantwortlich für 
die internationalen Wanderungsbewegungen und die zu verzeichnende Versteti-
gung der Migration in Deutschland wird hauptsächlich die den Familiennachzug 
gewährende bundesdeutsche Migrationspolitik gemacht, welche im Jahre 1981 
radikal verändert wurde. „Aus einem kurzen Wettlauf um Integrationskonzepte 
wurde 1981 plötzlich ein Rennen um eine Begrenzungspolitik. Zahllose, zum 
Teil äußerst dramatisierende Warnungen vor den »Ausländerproblemen« und 
Ankündigungen, diese durch restriktive Maßnahmen zu lösen, standen im Mit-
telpunkt der 80er Jahre.“5 Ursprünglich eigentlich verursacht durch die hohen 
Asylbewerberzahlen in den Jahren 1979 bis 1981, entstand in der deutschen 
Bevölkerung ein breites Unbehagen an der allgemeinen Einwanderungssituation. 
Vor dem Hintergrund hoher und steigender Arbeitslosigkeit, zahlreicher Berichte 
über Probleme mit der Zuwanderung und Eingliederung der Migranten war es in 
einer breiten Öffentlichkeit zu Besorgnis und Empörung über die Einwanderung 
generell gekommen. Die Politik nahm diese Stimmungen auf und formulierte 
eine strikte „Ausländer-Begrenzungspolitik“. „Es ging vor allem um die Verrin-
gerung des Familiennachzugs, konkret um Beschränkung des Ehegattennachzugs 
und Senkung des Nachzugsalters für Kinder.“6 Ergänzend dazu wurden Remig-
rationsprogramme initiiert, welche zum Ziel hatten, die Rückkehrbereitschaft 
der Migranten zu stärken und schließlich die Migranten zum Fortzug aus der 
Bundesrepublik zu bewegen.7 Es lässt sich demografisch feststellen, dass paral-
lel zu den politischen Maßnahmen zur Begrenzung der Zuwanderung das Phä-
nomen Familiennachzug faktisch an Bedeutung verlor. Im Jahre 1982 hatte sich 
der Familiennachzug von Ausländern in die Bundesrepublik, gemessen an den 

5Meier-Braun, Deutschland, Einwanderungsland, S. 49.
6Sechster Familienbericht, S. 40; vgl. Hunn, »Nächstes Jahr kehren wir zurück …«, S. 454-455.
7Vgl. Meier-Braun, Deutschland, Einwanderungsland, S. 53.
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zugezogenen ausländischen Nicht-Erwerbspersonen, im Vergleich zum Jahre 
1980 ungefähr halbiert, die Fortzüge von ausländischen Ehegatten und Kindern 
aus Deutschland waren hingegen um 16 Prozent gestiegen.8 Die Tatsache, dass 
im Jahre 1980 97 Prozent der in der Bundesrepublik lebenden verheirateten 
Türkinnen auch den Ehemann in Deutschland hatten und 83 Prozent der verhei-
rateten Türken ihre Ehefrau, verdeutlicht, dass die großen Potenziale des Famili-
ennachzugs bis Anfang der 1980er Jahre schon in großem Umfange ausgeschöpft 
waren.9 „Die Familienzusammenführung der Arbeitsmigranten war in den 80er 
Jahren weitgehend abgeschlossen.“10 Somit kann das Jahr 1981 als Schlussjahr 
der dritten Migrationsphase aus ausländerpolitischen und demografischen Grün-
den angenommen werden. Da es bei der Darstellung der Migrationsphasen der 
Bundesrepublik Deutschland um das allgemeine Migrationsgeschehen gehen soll, 
werden ungeachtet aufenthaltsrechtlicher Unterschiede die internationalen Wan-
derungsbewegungen sowohl mit den relevanten Drittländern als auch mit Ländern 
der Europäischen Gemeinschaft in den Blick genommen.

2.1.2	� Empirische Bestimmung des Familiennachzugs

2.1.2.1 � Begründung des demografischen Zugangs zum 
Familiennachzug

Spätestens seit Mitte der 1970er Jahre wurde in der Bundesrepublik Deutsch-
land die internationale Migration Gegenstand vielfältiger wissenschaftlicher 
Forschungstätigkeiten. Zu Beginn wurden überwiegend aus wirtschaftswissen-
schaftlicher Perspektive Ursachen, Bedingungen und Auswirkungen der interna-
tionalen Wanderungsbewegungen untersucht. Entsprechend der geschichtlichen 
Entwicklung der Migration standen dabei zunächst die angeworbenen ausländi-
schen Arbeitnehmer im Mittelpunkt der Betrachtungen. Mit zunehmender Dauer 
der Anwerbetätigkeit der Bundesrepublik widmeten sich auch Soziologien, Juris-
ten und Politikwissenschaftler der Situation der ausländischen Arbeitnehmer. 
War der Fokus anfangs auf den zeitlich befristeten Aufenthalt von ausländischen 

81980: Zuzüge ausländischer Nicht-Erwerbspersonen: 332.950; Fortzüge ausländischer 
Nicht-Erwerbspersonen: 204409; 1982: Zuzüge ausländischer Nicht-Erwerbspersonen: 
174.223; Fortzüge ausländischer Nicht-Erwerbspersonen: 237433; vgl. Statistisches Bun-
desamt, Statistisches Jahrbuch 1982, 1984 und eigene Berechnungen.
9Vgl. Mehrländer/Ascheberg/Ueltzhöffer, Situation der ausländischen Arbeitnehmer und 
ihrer Familienangehörigen, S. 193.
10Han, Soziologie der Migration 2005, S. 99.



23

Arbeitnehmern in der Bundesrepublik Deutschland gerichtet, so kamen in der 
Folge auch deren zugezogene Familienangehörige in das Blickfeld. Es wurde 
eine Vielzahl von Studien diverser wissenschaftlicher Disziplinen erstellt, wel-
che sich z. B. mit der sozialen Situation der Arbeitnehmer und ihrer Familien in 
Deutschland, den ökonomischen Auswirkungen der Arbeitsmigration oder den 
Belastungen der Kommunen durch die internationale Migration beschäftigten.

Bereits am Anfang der 1980er Jahre wurde jedoch kritisch darauf hingewie-
sen, dass die zur Verfügung stehenden demografischen Daten der Migrationsbe-
wegungen in die überwiegende Mehrheit dieser Studien keinen Eingang gefunden 
hätten.11 Dies kann einerseits dem Umstand geschuldet sein, dass nicht alle For-
scher in den Sozial- und Rechtswissenschaften mit den statistischen Methoden 
der demografischen Datenerhebung und -auswertung vertraut waren. Andererseits 
weist dies aber auch auf ein Defizit des allgemeinverständlichen Verfügbarma-
chens demografischer Daten durch die Demografie selbst hin. Hinzu kommt, dass 
das in den ersten Jahrzehnten der Migration verfügbare amtliche demografische 
Datenmaterial auf viele Fragen keine validen Antworten geben konnte. Gerade in 
der Frage der abhängigen Migration führte dies über Jahrzehnte zu Analysen und 
Folgerungen, deren Plausibilität sich eher aus „vernünftigen“ Überlegungen als 
der empirischen Überprüfung der Thesen nährte. Es ist jedoch daran festzuhalten, 
dass eine zahlenmäßige Beschreibung der realen Wanderungsbewegungen eine 
notwendige Voraussetzung dafür ist, Entwicklungen der internationalen Migra-
tion wissenschaftlich verstehen und erklären zu können.12 Erst auf der Grundlage 
einer möglichst präzisen Beschreibung der realen Migrationsprozesse ist eine 
verlässliche Theoriebildung möglich und eine gegebenenfalls menschenrecht-
seinschränkende Begrenzung von Migration zu legitimieren. Obwohl seit vielen 
Jahren der Zugang zu den die Migrationsprozesse betreffenden demografischen 
Daten durch einige Publikationen13 erleichtert wurde, sind weiterhin Defizite 
ihrer Rezeption festzustellen.

Im Folgenden soll der Versuch unternommen werden, auf der Grundlage der 
verfügbaren amtlichen demografischen Daten die abhängige internationale Migra
tion der Bundesrepublik Deutschland innerhalb des Zeitraums der Jahre 1967 
bis 1981 darzustellen. Die Fokussierung auf die Jahre 1967 mit 1981 ergibt sich 
erstens aus der großen Bedeutung, welche diesen Jahren für die Einwanderung 

11Vgl. Booth, On the role of demography, S. 162.
12Vgl. Lederer, Indikatoren der Migration, S. 11.
13Besonders herauszuheben sind hier Booth, The migration process in Britain und West 
Germany; Lederer, Indikatoren der Migration; Migrationsberichte des Bundesamts für 
Migration und Flüchtlinge (ab dem Jahre 1999).

2.1  Zur Methodik der Erfassung …



24 2  Demografisch-migrationshistorische Erfassung des Familiennachzugs …

in die Bundesrepublik und den damit später verbundenen Problemen allgemein 
zuerkannt wird. Zweitens beinhaltet dieser Zeitraum die von vielen Migrations-
forschern beschriebene Hauptphase des Familiennachzugs der Jahre 1973 bis 
1981. Drittens sind bezüglich der internationalen Wanderungsbewegungen in den 
amtlichen Statistiken erst seit 1967 nach Geschlecht, Alter, Staatsangehörigkeit 
und Erwerbstätigkeit differenzierte Daten ausgewiesen.

2.1.2.2 � Quantitative Bestimmung des Familiennachzugs
Empirisch gesicherte Aussagen über den Familiennachzug von Ausländern in die 
Bundesrepublik Deutschland lassen sich für die ersten Jahrzehnte ihres Beste-
hens nur eingeschränkt machen. Die deutsche amtliche Zuzugsstatistik lieferte 
bis zur Einführung der Visa-Statistik des Auswärtigen Amtes im Jahre 1996 über 
viele Jahrzehnte hinweg keine verlässlichen Daten über den Umfang der durch 
den Familiennachzug hervorgerufenen Wanderungsbewegungen.14 Zog ein aus-
ländischer Ehegatte oder ein ausländisches Kind zu einem in der Bundesrepub-
lik Deutschland lebenden Mitglied der Kernfamilie, so wurde diese Person in der 
Regel durch den Meldeschein in der Zuzugsstatistik erfasst, ohne jedoch einen 
Hinweis auf einen Familiennachzug zu geben. Die über den Familiennachzug 
zuziehenden Personen stellten trotz ihrer mutmaßlichen großen Bedeutung eine 
„besonders von der deutschen Statistik vernachlässigte Gruppe“15 dar. Aufgrund 
der fehlenden Datenquellen musste in den 1960er und 1970er Jahren der Fami-
liennachzug vom Statistischen Bundesamt mittels des Merkmals „Erwerbstätig-
Nichterwerbstätig“ aus der Zuzugsstatistik geschätzt werden.16 Diesem Verfahren 
lag die Annahme zugrunde, dass nachziehende Kinder, Ehegatten und Ehegattin-
nen in der Bundesrepublik Deutschland keine Beschäftigung aufnähmen, und so 
in der Gruppe der zuziehenden Nicht-Erwerbspersonen17 zu verzeichnen seien. 

15Lederer, Indikatoren der Migration, S. 128.
16Vgl. Lederer, Indikatoren der Migration, S. 130.
17Für die Zugehörigkeit zur Gruppe der Erwerbspersonen ist laut Definition des Statisti-
schen Bundesamtes die Ausübung bzw. Suche einer auf Erwerb gerichteten Tätigkeit maß-
gebend. „Erwerbspersonen: Alle Personen (Deutsche und Ausländer) mit Wohnsitz im 
Bundesgebiet (Inländerkonzept), die eine unmittelbar oder mittelbar auf Erwerb gerichtete 
Tätigkeit auszuüben pflegen (Selbständige, Mithelfende Familienangehörige, Abhängige), 
unabhängig von der Bedeutung des Ertrages dieser Tätigkeit für ihren Lebensunterhalt und 
ohne Rücksicht auf die von ihnen tatsächlich geleistete oder vertragsmäßig zu leistende 
Arbeitszeit. Sie setzen sich zusammen aus den Erwerbstätigen und den Erwerbslosen.“ Sta-
tistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 1975, S. 147.

14Vgl. Lederer, Indikatoren der Migration, S. 129; Unabhängige Kommission "Zuwande-
rung", Zuwanderung gestalten, S. 188.
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Die Validität der Schätzung des Familiennachzugs über das Merkmal „Erwerbs-
tätig-Nichterwerbstätig“ erforderte dabei die zusätzliche Annahme, dass nicht 
über den Familiennachzug einreisende Personen in der Regel eine Beschäftigung 
ausübten oder erlaubt nachfragten und somit der Gruppe der „erwerbstätigen 
Zuzüge“ zuzuordnen seien. Diese Annahmen wurden in den 1960er und 1970er 
Jahren als erfüllt angenommen.18 Spätestens seit Ende der 1980er Jahre lieferte 
diese Methode keine verlässlichen Daten mehr über die abhängige Migration von 
Ausländern in Deutschland. Das Migrationsmuster hatte sich inzwischen radikal 
verändert, und es reisten z. B. viele Asylantragsteller ein, welche keine Beschäfti-
gung aufnehmen durften.19

Obwohl lange Zeit keine genauen Zahlen über die durch Familiennach-
zug induzierten Migrationsbewegungen vorlagen, wurde das Ausmaß als 
bedeutsam angesehen. Schätzungen gingen davon aus, dass der Nachzug 
von Familienangehörigen in den siebziger und achtziger Jahren mehr als die 
Hälfte der Zuwanderung von Ausländern in die Bundesrepublik Deutsch-
land umfasste.20 „Erst die seit 1996 beim Auswärtigen Amt existierende 
Visa-Statistik […] zum Ehegatten- und Familiennachzug belegt eindeutig, 
dass es sich dabei um eine quantitativ bedeutsame Zuwanderungsgruppe 
handelt.“21

Es ist ein Ziel dieser Arbeit, den empirischen Verlauf des Familiennachzugs 
bzw. der abhängigen Migration in der Bundesrepublik Deutschland in seiner 
bislang wirkmächtigsten Phase auf der Grundlage des vorhandenen Datenma-
terials darzustellen. Durch den Einbezug der ehelich und familial induzierten 
Remigration von Ausländern aus der Bundesrepublik wird ein umfassenderer 
Blick auf die abhängigen Migrationsprozesse dieser Jahren möglich, als er in 
den migrationshistorischen Darstellungen weithin zu finden ist.

20Vgl. Unabhängige Kommission "Zuwanderung", Zuwanderung gestalten, S. 188.
21Lederer, Indikatoren der Migration, S. 129.

18Vgl. Bethlehem, Heimatvertreibung, DDR-Flucht, Gastarbeiterwanderung, S. 124; 
Lederer, Indikatoren der Migration, S. 130; Statistisches Bundesamt, Wanderungen 1975, 
S. 553.
19Vgl. Lederer, Indikatoren der Migration, S. 130.
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2.2	� Die Phase der Integration der Flüchtlinge und 
Vertriebenen (1945-1955)

Das Ende des Zweiten Weltkriegs und die Nachkriegszeit waren von der Auf-
nahme der aus den ehemaligen Ostgebieten des Deutschen Reiches geflohenen 
und vertriebenen Deutschen geprägt. Volkszählungen in West- und Ostdeutsch-
land im Jahre 1950 ergaben, dass sich insgesamt 12,5 Millionen Flüchtlinge und 
Vertriebene aus den ehemaligen Ostgebieten des Deutschen Reiches und den 
Siedlungsgebieten der „Volksdeutschen“ in den Besatzungszonen und den daraus 
entstandenen deutschen Staaten befanden.22 Für die Bundesrepublik Deutschland 
bedeutete dies, dass im Jahre 1950 bei einer Gesamtbevölkerung von 50 Millionen 
Einwohnern 8,4 Millionen Vertriebene und Flüchtlinge zu verzeichnen waren. 
16,7 Prozent der Bevölkerung waren somit innerhalb einer relativ kurzen Zeit-
spanne in das Staatsgebiet der Bundesrepublik eingewandert.23 Die alliierten 
Besatzungsmächte und deutschen Verwaltungen hegten bezüglich der Durch-
führbarkeit der Eingliederung dieser Menschen in die Lebenswelten und den 
Arbeitsmarkt der Zielregionen große Zweifel. Die Integration der Vertriebenen 
und Flüchtlinge in die bundesdeutsche Gesellschaft gelang jedoch in Anbetracht 
der immensen Belastungen ohne größere soziale Spannungen und politische 
Gefährdungen. Dies ist zu einem großen Teil der günstigen wirtschaftlichen Ent-
wicklung in den 1950er Jahren zu verdanken, zum anderen der Tatsache, dass die 
Flüchtlinge und Vertriebenen die Arbeitsplätze der nach Kriegsende in ihre Hei-
mat zurückkehrenden Zwangsarbeiter24 und Kriegsgefangenen übernehmen konn-
ten. Für die Aufnahmebereitschaft der einheimischen Bevölkerung erwies es sich 
außerdem als vorteilhaft, dass es sich bei den Zuwanderern um Personen deut-
scher Nationalität und Sprache handelte. Trotzdem gab es vielerorts Probleme bei 
der Integration der Zugewanderten. „So führten die Requirierung von Wohnun-
gen, das häufig jahrelange enge Beieinander mit fremden und kulturell oft ganz 
anders geprägten Menschen ebenso zu Spannungen wie das Aufbrechen alter, 
festgefügter Traditionen und die Auflockerung von bis dahin stabilen Verhaltens-
weisen und Mentalitäten durch die Zuwanderung der Fremden“.25

Die Aufnahme von Arbeitnehmern aus dem benachbarten Ausland hatte 
wenig wirtschaftliche und strukturelle Bedeutung und blieb auf wenige Fälle 

25Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland, S. 196.

22Vgl. Bade, Europa in Bewegung, S. 297.
23Vgl. Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland, S. 193-194.
24Die Zwangsarbeiter wurden in Deutschland als Fremdarbeiter bezeichnet.
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beschränkt. Zu Beginn der 1950er Jahre schloss die Bundesrepublik Deutsch-
land mit Österreich26, Belgien27, Spanien28 und Schweden29 bilaterale Abkom-
men über die Zulassung von Gastarbeitnehmern. Der gegenseitige Austausch 
von Gastarbeitnehmern sollte dem Ziele der Vervollkommnung der Berufs- und 
gegebenenfalls Sprachkenntnisse dienen und blieb auf minimale Kontingente30 
beschränkt. Die Dauer des Arbeitsverhältnisses war auf ein Jahr beschränkt und 
konnte in Ausnahmefällen bis um sechs Monate verlängert werden. Ein Verbleib 
im Lande nach Ablauf des Gastarbeitnehmerverhältnisses zur Aufnahme eines 
anderen Arbeitsverhältnisses war grundsätzlich nicht erlaubt.

Die Ermöglichung von Familiennachzug war kein Bestandteil dieser Abkom-
men. Er wurde weder als dem Aufenthaltszweck dienlich noch aufgrund der strik-
ten Befristung als notwendig erachtet.

2.3	� Der Familiennachzug in der Phase der 
Arbeitsmigration (1955-1973)

In den Jahren 1955 bis 1973 wurden von der Bundesanstalt für Arbeit zahlrei-
che ausländische Arbeitskräfte zur Beschäftigung in der Bundesrepublik Deutsch-
land angeworben. Dies geschah unter der Maßgabe, dass es sich hierbei um eine 
zeitlich begrenzte Maßnahme handeln sollte und die Arbeitnehmer über kurz 
oder lang wieder in ihre Heimat zurückkehren würden. Es sollte sich jedoch bald 
herausstellen, dass die ausländischen Arbeitnehmer mit unterschiedlichen Zielen 
bezüglich ihrer Aufenthaltsdauer eingereist waren und diese zudem in Anbetracht 
der individuellen Lebensumstände und der Rahmenbedingungen im Herkunfts- 
bzw. Aufnahmeland Veränderungen unterlagen. Zum Verstehen des Migrations-
geschehens in diesem Zeitraum erscheint es daher nicht sinnvoll, idealtypische 
Verhaltensweisen des „ausländischen Arbeitnehmers“ destillieren zu wollen, - zu 

26Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich über 
Gastarbeitnehmer vom 23. November 1951
27Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Belgien über 
Gastarbeiter vom 18. Januar 1952
28Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Spanischen Staat über 
Gastarbeitnehmer vom 25. Januar 1952
29Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regie-
rung des Königreichs Schweden über Gastarbeitnehmer vom 15. Mai 1953
30Österreich: 500 Arbeitnehmer pro Jahr, Belgien und Spanien: 150 Arbeitnehmer pro Jahr, 
Schweden: 250 Arbeitnehmer pro Jahr.
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verschieden sind dafür die individuellen Lebensplanungen und -entscheidungen 
der Zugewanderten. Um ein notwendiges Maß an Differenzierung gewährleis-
ten zu können, sollen im Folgenden die Wanderungsbewegungen aus den sechs 
Hauptanwerbeländern31 in die Bundesrepublik Deutschland länderspezifisch dar-
gestellt werden.

2.3.1	� Das zahlreiche Anwerben ausländischer 
Arbeitnehmer

2.3.1.1 � Die Politik der Anwerbung ausländischer 
Arbeitnehmer

Die ersten beiden Jahrzehnte der Bundesrepublik Deutschland waren von einer 
starken Nachfrage nach Arbeitskräften geprägt. In den Jahren nach der Republik-
gründung konnte diese Nachfrage durch die einheimische Bevölkerung, rückkeh-
rende Kriegsgefangene, Flüchtlinge und Vertriebene noch gut befriedigt werden. 
Dies sollte sich aber bald ändern. Lag die bundesweite Arbeitslosenquote bei 
Männern im September 1954 noch bei 3,9 Prozent, so war sie im darauf folgen-
den Jahr bereits auf 1,8 Prozent gesunken.32 Dies führte in vielen wirtschaftlich 
prosperierenden Regionen zu einem faktischen Mangel an Arbeitskräften. Da 
zudem die Prognosen für die Wirtschaft ein weiter starkes Wachstum voraussag-
ten, war es nur eine Frage der Zeit, bis vielerorts mit einem massiven Arbeits-
kräftemangel zu rechnen war. Die Aufstellung der Bundeswehr im Jahre 1955 
entzog dem Arbeitsmarkt zusätzlich mehrere Hunderttausend Arbeitskräfte.33 Um 
dem drohenden Notstand Abhilfe zu leisten, sollten Arbeitskräfte aus dem Aus-
land angeworben werden. Schon im Herbst 1954 nahm diesbezüglich Bundes-
wirtschaftsminister Erhard Verhandlungen mit dem italienischen Außenminister 
auf. Als Resultat dieser bilateralen Verhandlungen wurde am 20. Dezember 1955 
das deutsch-italienische Anwerbeabkommen34 geschlossen. Der Umfang der auf 

31Für den hier ausgewählten Zeitraum: Italien, Griechenland, Spanien, Portugal, Türkei, 
Jugoslawien.
32Vgl. Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 1957, S. 127.
33Neben dem militärischen Personal musste noch eine große Zahl von Zivilbediensteten zur 
Errichtung und Aufrechterhaltung der erforderlichen Infrastruktur eingestellt werden. Vgl. 
Heckmann, Die Bundesrepublik: Ein Einwanderungsland?, S. 150.
34Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regie-
rung der Italienischen Republik über die Anwerbung und Vermittlung von italienischen 
Arbeitskräften nach der Bundesrepublik Deutschland vom 20. Dezember 1955.
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36Vgl. Münz/Seifert/Ulrich, Zuwanderung nach Deutschland, S. 37; Nave-Herz, Wandel 
und Kontinuität von Ehe und Familie in Deutschland, S. 45.
37Zwischen 1949 und 1961 wurde von Ost- nach Westdeutschland eine Nettomigration von 
ungefähr 2,7 Millionen Deutschen verzeichnet. Vgl. Bade/Oltmer, Normalfall Migration, 
S. 71; Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland, S. 208.
38Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland, S. 208. Daneben wurden noch 
Anwerbeabkommen mit Marokko (1963) und Tunesien (1965) abgeschlossen.
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dieser Grundlage angeworbenen italienischen Arbeitskräfte war bis zum Beginn 
der 1960er Jahre jedoch eher gering, auch aus dem Grunde, dass durch die ste-
tige Zuwanderung von Deutschen aus der Deutschen Demokratischen Republik 
Reserven auf dem Arbeitsmarkt vorhanden waren.35

Anfang der 1960er Jahre trat die Bundesrepublik Deutschland in eine neue 
Phase der Beschäftigungs- und Zuwanderungspolitik ein. Anhaltend hohes Wirt-
schaftswachstum führte bis 1967 zu einem stetig steigenden Arbeitskräftebedarf, 
welcher nicht mehr in Gänze durch den einheimischen Arbeitsmarkt gedeckt wer-
den konnte. In den Jahren 1959 bis 1967 musste sogar ein Rückgang der deut-
schen Erwerbstätigen von 26,3 Millionen auf 25,7 Millionen konstatiert werden. 
Diese Abnahme der deutschen Erwerbstätigen erklärte sich u. a. durch den Ein-
tritt der geburtenschwachen Kriegsjahrgänge ins Berufsleben, die Verlängerung 
der Ausbildungszeiten und die Absenkung des Renteneintrittalters. Die von den 
Gewerkschaften durchgesetzten Arbeitszeitverkürzungen führten zudem zu einem 
Mehrbedarf an Arbeitskräften. Zusätzlich führte der Babyboom zu einer Verringe-
rung der Erwerbsbeteiligung der Frauen, da sich aus der Betonung traditioneller 
Familienwerte die Forderung nach einem Ausbau der Berufstätigkeit von Müttern 
verbot.36 Mit dem Bau der Mauer im Jahre 1961 versiegte der Zustrom an Flücht-
lingen aus der Deutschen Demokratischen Republik.37

All dies führte zur Vollbeschäftigung der deutschen Arbeitskräfte und zu einem 
großen Arbeitskräftebedarf der deutschen Wirtschaft, welcher sich aus dem einhei-
mischen Reservoir nicht mehr decken ließ. „Daß in dieser Situation in erheblichem 
Umfang ausländische Arbeiter in die Bundesrepublik anzuwerben seien, war bei 
Arbeitgebern und Regierung unumstritten. Das entsprechende Instrumentarium 
dafür war ja in den 1950er Jahren bereits entwickelt worden und wurde nun aus-
geweitet. Schon im März 1960 schloß Arbeitsminister Blank mit Griechenland und 
Spanien Anwerbeverträge nach dem Vorbild der deutsch-italienischen Vereinbarun-
gen. Weitere Anwerbeverträge folgten: mit der Türkei am 30. Oktober 1961, mit 
Portugal am 17. März 1964, mit Jugoslawien am 12. Oktober 1968.“38 (Tabelle 2.1)

35Vgl. Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland, S. 206.



30 2  Demografisch-migrationshistorische Erfassung des Familiennachzugs …

Bei der Anwerbevereinbarung mit der Türkei aus dem Jahre 1961 kam es 
schon Ende 1962 zu Bestrebungen, durch eine Modifizierung die zweijäh-
rige Aufenthaltsbefristung für türkischen Arbeitnehmer abzuschaffen. Die 
Bundesanstalt für Arbeit, die Bundesvereinigung Deutscher Arbeitgeberver-
bände (BDA) und das Arbeitsministerium setzten sich für die Aufhebung der 

Tabelle 2.1   Bilaterale Anwerbeabkommen der Bundesrepublik Deutschland (1955 - 
1968)

Quelle: Eigene Zusammenstellung39

Bilaterale Anwerbeabkommen der Bundesrepublik Deutschland (1955 - 1968)

Jahr 1955 1960 1960 1961

Vertragspartner Italien Spanien Griechenland Türkei

Jahr 1963 1964 1965 1968

Vertragspartner Marokko Portugal Tunesien Jugoslawien

39- Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regie-
rung der Italienischen Republik über die Anwerbung und Vermittlung von italienischen 
Arbeitskräften nach der Bundesrepublik Deutschland vom 20. Dezember 1955.

- Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung des Spanischen Staates über die Wanderung, Anwerbung und Vermittlung von 
spanischen Arbeitnehmern nach der Bundesrepublik Deutschland vom 29. März 1960.

- Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung des Königreichs Griechenland über die Anwerbung und Vermittlung von grie-
chischen Arbeitnehmern nach der Bundesrepublik Deutschland vom 30. März 1960.

- Deutsch-türkische Vereinbarung über die Vermittlung türkischer Arbeitnehmer nach 
der Bundesrepublik Deutschland vom 30. Oktober 1961.

- Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung des Königreichs Marokko über die vorübergehende Beschäftigung marokkani-
scher Arbeitnehmer in der Bundesrepublik Deutschland vom 21. Mai 1963. Entsprechend 
der Anlage I beschränkt sich die Vereinbarung auf die Beschäftigung marokkanischer Berg-
arbeiter im deutschen Kohlenbergbau.

- Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Portugiesischen Republik über die Vermittlung von portugiesischen Arbeit-
nehmern nach Deutschland vom 17. März 1964.

- Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Tunesischen Republik über die Beschäftigung tunesischer Arbeitnehmer in 
der Bundesrepublik Deutschland vom 7./18. Oktober 1965. Die Vereinbarung ist auf maxi-
mal 3000 tunesische Arbeitnehmer beschränkt.

- Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien über die Vermitt-
lung jugoslawischer Arbeitnehmer nach und ihrer Beschäftigung in der Bundesrepublik 
Deutschland vom 12. Oktober 1968.
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Aufenthaltsbefristung ein. Bedenken meldete die türkische Regierung und das 
deutsche Innenministerium an. Erstere befürchtete den dauerhaften Verlust von 
qualifizierten türkischen Arbeitnehmern, letzteres vermehrten Familiennachzug 
durch die dauerhafte Niederlassung der türkischen Arbeitnehmer. Letztendlich 
setzten sich die Bedürfnisse der deutschen Wirtschaft durch, und die zweijäh-
rige Aufenthaltsbefristung für türkische Arbeitnehmer wurde in der Neufassung 
der deutsch-türkischen Vereinbarung zur Vermittlung türkischer Arbeitnehmer in 
die Bundesrepublik Deutschland, welche am 30. September 1964 in Kraft trat,40 
gestrichen.41

In den Jahren 1955 bis 1973 wurde die zunehmende Beschäftigung von aus-
ländischen Arbeitnehmern von den bundesdeutschen Regierungen unter den gege-
benen Bedingungen als alternativlos ausgegeben. Die sogenannten Gastarbeiter 
galten als Garanten von Wohlstand und Stabilität.42 Eine öffentliche Debatte, ob 
überhaupt und falls ja, in welchem Umfang man ausländische Arbeitskräfte in 
die Bundesrepublik holen solle, gab es bis zur ersten Rezession 1966/1967 nicht. 
Zu selbstverständlich war die Priorität der Zielsetzung eines stetigen Wirtschafts-
wachstums, welches untrennbar mit einem wachsenden Bedarf an neuen Arbeits-
kräften verbunden war.43 Zudem schienen mit der Beschäftigung ausländischer 
Arbeitnehmer ausschließlich positive Wirkungen einherzugehen. Die Zunahme 
des Angebots an Arbeitskräften auf dem einheimischen Arbeitsmarkt hatte eine 
Verlangsamung des Lohnkostenanstiegs zur Folge, welche inflationäre Tendenzen 
der Volkswirtschaft schwächte.44 Gleiches wurde durch die hohe Sparquote der 
Gastarbeiter und ihre hohen Lohntransfers in die Heimatländer bewirkt. Für weite 
Teile der einheimischen Wohnbevölkerung eröffnete die Beschäftigung von Aus-
ländern außerdem berufliche Aufstiegschancen. Gastarbeiter wurden als un- oder 
angelernte Arbeiter von der Industrie angeworben, „und zwar vor allem in solchen 
Bereichen, in denen schwere und schmutzige Arbeit, Akkordlohn, Schichtsys-
tem sowie serielle Produktionsformen mit niedrigen Qualifikationsanforderungen 
(Fließband) besonders häufig waren. […] Hinzu trat in zunehmendem Maße ein 
zweiter Aspekt: Dadurch, daß die Arbeitnehmer Arbeitsplätze besetzten, für die 
deutsche Arbeiter nicht oder nur mit entsprechenden Lohnanreizen zu bekommen 

41Vgl. Hunn, »Nächstes Jahr kehren wir zurück …«, S. 59-68.
42Vgl. Rudloff, Im Schatten des Wirtschaftswunders, S. 428.
43Vgl. Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland, S. 208.
44Vgl. Bethlehem, Heimatvertreibung, DDR-Flucht, Gastarbeiterwanderung, S. 151-152.
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40Deutsch-türkische Vereinbarung über die Vermittlung türkischer Arbeitnehmer nach der 
Bundesrepublik Deutschland. Änderung und Neufassung, in Kraft getreten am 30. Septem-
ber 1964.
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waren, ermöglichten sie den Aufstieg von Deutschen in qualifizierte oder belieb-
tere Positionen.“45 Im Zuge dessen bildete sich in den 1960er Jahren ein Subprole-
tariat vorwiegend minderqualifizierter ausländischer Hilfsarbeiter heraus, welches 
die Voraussetzungen für einen sozialen Mobilitätsschub der deutschen Arbeitneh-
mer schuf.46 Anders, als in der öffentlichen Meinung weit verbreitet, handelte 
es sich dabei nicht nur um männliche Arbeitnehmer aus dem Ausland. Seit dem 
Jahr 1965 stellten angeworbene ausländische Arbeitnehmerinnen kontinuierlich 
ungefähr ein Viertel der insgesamt angeworbenen ausländischen Arbeitnehmer 
dar. Am höchsten war in den 1960er Jahren der Frauenanteil bei der Zuwande-
rung aus Griechenland. 40 Prozent der angeworbenen griechischen Arbeitskräfte 
waren weibliche Arbeitnehmerinnen.47 „Die mit Abstand meisten ausländischen 
Arbeitnehmerinnen waren im Verarbeitenden Gewerbe und hier vornehmlich in 
der Textil- und Bekleidungsindustrie und der Nahrungs- und Genussmittelindustrie 
beschäftigt. Ein relativ großer Teil von ihnen war auch in der Eisen- und Metall-
verarbeitung und hier vorrangig in der Elektrotechnik tätig.“48

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die massive Zuwanderung aus-
ländischer Arbeitskräfte in die Bundesrepublik Deutschland bis zum Jahre 1973 
insgesamt von großem Vorteil für die deutsche Volkswirtschaft und damit auch 
für die deutsche Gesellschaft war.

2.3.1.2 � Demografische Daten zur Anwerbung ausländischer 
Arbeitnehmer

Auf der Grundlage der bilateralen Anwerbeabkommen mit vielen Staaten aus 
dem Mittelmeerraum fand in den 1960er Jahren ein starker Zuzug von aus-
ländischen Arbeitnehmern in die Bundesrepublik Deutschland statt. Wie 
Abbildung 2.1 zeigt, stieg insgesamt die Zahl der sich auf dem Gebiet der Bun-
desrepublik Deutschland befindenden ausländischen Arbeitnehmer von 105.000 
im Jahre 1957 auf 2,595 Millionen im Jahre 1973 rapide an.

Die Zunahme der beschäftigten ausländischen Arbeitnehmer in der Bun-
desrepublik verlief jedoch nicht über den ganzen Zeitraum linear. In den Jah-
ren der Wirtschaftsrezession 1966 und 1967 war ein starker Rückgang der 

45Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland, S. 213.
46Vgl. Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland, S. 214; Rudloff, Im Schat-
ten des Wirtschaftswunders, S. 429-430; Castles, Here for good, S. 2-3 mit Bezugnahme 
auf die gleichlaufende Entwicklung in allen westeuropäischen Industriestaaten.
47Vgl. Mattes, »Gastarbeiterinnen« in der Bundesrepublik, S. 39-43; Booth, The migration 
process in Britain und West Germany, S. 197 mit teilweise differierenden, in der Tendenz 
aber bestätigenden Zahlenangaben.
48Mattes, »Gastarbeiterinnen« in der Bundesrepublik, S. 194.
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Ausländerbeschäftigung zu verzeichnen, welcher bis zu 300.000 Personen umfasste. 
Im Wirtschaftsaufschwung nach Überwindung der Rezession wurde bis 1973 in vor-
her nicht gekanntem Ausmaß massiv auf die Anwerbung von ausländischen Arbeit-
nehmern gesetzt. Allein zwischen den Jahren 1968 und 1971 verdoppelte sich die 
Zahl der beschäftigten ausländischen Arbeitnehmer. Insbesondere stieg in diesen 
Jahren der Zuzug von Arbeitnehmern aus der Türkei. Ihre Zahl stieg von 130.000 im 
Jahre 1967 auf mehr als 600.000 im Jahre 1973. Sie stellten damit die größte nati-
onale Gruppe der angeworbenen Arbeitnehmer dar.49 Hatte zu Beginn der 1960er 
Jahre noch die Zuwanderung aus Italien, Spanien und Griechenland dominiert, so 
war bis 1973 zunehmend ein Rückgang aus diesen Ländern zugunsten eines starken 
Anstiegs des Zuzugs aus der Türkei und Jugoslawien zu verzeichnen.50

Anfang der 1970er Jahre bahnten sich jedoch auch schon Entwicklungen an, wel-
che den Nutzen der Arbeitsmigration einzuschränken bzw. ganz zu gefährden drohten.

2.3.1.3 � Zur sozialen Lage der ausländischen Arbeitnehmer
Mit Blick auf die soziale Situation der ausländischen Arbeitnehmer in der Bun-
desrepublik Deutschland und ihrer in den Heimatländern zurückgebliebenen 
Familienangehörigen ließen sich die Ursachen der wachsenden Bedeutung des 
Familiennachzugs leicht ausmachen. Empirische Daten lieferte dazu neben der 
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Abbildung 2.1   Beschäftigte ausländische Arbeitnehmer in der BRD 1957-1973. (Quelle: 
Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 1962 - 1976)
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50Vgl. Bade/Oltmer, Normalfall Migration, S. 72.

49Vgl. Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland, S. 224.
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Repräsentativuntersuchung ‘7251 vor allem eine vom Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung in Auftrag gegebene Studie über soziale Aspekte der 
Ausländerbeschäftigung.52 Diese Studie basierte auf 2.200 Interviews mit aus-
ländischen Arbeitnehmern aus dem Jahre 1972. Ihre Zielsetzung war, wichtige 
soziale Probleme bei ihrem Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland auf-
zuzeigen und geeignete Maßnahmen zum Abbau dieser Konflikte vorzuschlagen. 
Aus Zeit- und Kostengründen wurde sich dabei auf ausländische Arbeitnehmer 
in den Bundesländern Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen beschränkt 
und die Auswahl der zu Befragenden aus den Migranten der fünf damaligen 
Hauptanwerbeländer53 getroffen.54 Die Studie zeigte, dass 72 Prozent der aus-
ländischen Arbeitnehmer verheiratet waren und 63 Prozent von ihnen Kin-
der hatten.55 Die Migration eines Familienangehörigen in die Bundesrepublik 
Deutschland stellte in der Regel für alle Beteiligten eine neuartige und schwie-
rige Situation dar. Der Verlust der familialen Lebensgemeinschaft und damit des 
täglichen persönlichen Kontaktes zum Ehepartner und gegebenenfalls, auch den 
Kindern führte oftmals zur Erfahrung der Vereinsamung. Diese verstärkte sich 
noch durch die Notwendigkeit des Lebens in einer unbekannten und als fremd 
empfundenen Umgebung. Die Trennung von der Familie rief oft eine Reduktion 
der Persönlichkeit und ihrer Entfaltungsmöglichkeiten hervor. Der ausländische 
Arbeitnehmer konnte seine soziale Funktion als Ehepartner und Elternteil nicht 
mehr ausüben.56 Bei den männlichen Arbeitnehmern konnte zudem eine Kompen-
sation durch eine Rollenverschiebung beobachtet werden. Anstelle der Rolle des 
sorgenden Familienvaters trat beispielsweise die Rolle des ledigen, ungebunde-
nen Mannes. Daraus konnte ein Verhalten resultieren, welches durch das Fehlen 
der sozialen Kontrolle durch den Familien- und Sippenverband zudem erleichtert 
wurde.57 Doch auch die zurückgebliebenen Familien hatten Trennungslasten zu 
tragen. „Große Probleme ergeben sich ebenfalls für den Ehegatten, in der Regel 
die Ehefrau, der im Heimatland geblieben ist. Für die Ehefrau bringt eine Famili-
entrennung eine starke Belastung, die in manchen Fällen zu seelischen Störungen 

57Vgl. Mehrländer, Soziale Aspekte der Ausländerbeschäftigung, S. 214; Gessner, Das 
soziale Verhalten der Gastarbeiter, S. 32-33.

52Die Ergebnisse der Studie werden dargestellt in: Mehrländer, Soziale Aspekte der Auslän-
derbeschäftigung.
53Italien, Spanien, Griechenland, Jugoslawien und Türkei.
54Vgl. Mehrländer, Soziale Aspekte der Ausländerbeschäftigung, S. 15-18.

56Vgl. Gaitanides, Sozialstruktur und „Ausländerproblem“, S. 99-100; Mattes, »Gastarbei-
terinnen« in der Bundesrepublik, S. 279-280.

51Repräsentativuntersuchung '72, initiiert von der Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg.

55Vgl. Mehrländer, Soziale Aspekte der Ausländerbeschäftigung, S. 26-27.
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und zu physischer Anfälligkeit führt. Durch die Abwesenheit des Mannes werden 
sie in der Familie in eine menschlich, familiär und sozial nur schwer zu bewälti-
gende Situation gedrängt. Besonders im Hinblick auf die Erziehung der Kinder 
ist es als Überforderung zu werten; die Mütter müssen ersatzweise die väterlichen 
Funktionen übernehmen. Aus dieser Trennung der Familien, hervorgerufen durch 
die Arbeitsaufnahme der Ehegatten in der BRD, resultieren zwangsläufig Stö-
rungen der internen Verfassung und der Gruppenbeziehung innerhalb der Fami-
lie. Für die Kinder dürften sich aus der Abwesenheit des Vaters schwerwiegende 
Nachteile für die Erziehung und Entwicklung ergeben.“58

Obwohl aus verschiedenen Regionen und Kulturkreisen kommend, ließen sich 
viele Gemeinsamkeiten bei den angeworbenen ausländischen Arbeitnehmern fest-
stellen. Viele von ihnen verfügten nur über eine geringe Schulbildung. Über die 
Hälfte der Angeworbenen hatte, wenn überhaupt, eine Schulbildung hinter sich, 
deren Dauer sechs Jahre nicht überstiegen hatte. Nach einer im Jahre 1973 veröf-
fentlichten Studie zeigten hierbei besonders die türkischen Arbeitnehmer Defizite. 
Von diesen hatten über 75 Prozent höchstens 5 Jahre lang eine Schule besucht.59 
Aktuelle Publikationen zeichnen jedoch ein anderes Bild. „Auffallend hoch war 
insgesamt der Anteil qualifizierter Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer unter 
den angeworbenen Arbeitskräften aus der Türkei, der rund 31 % ausmachte. Die-
ser Anteil lag wesentlich höher als etwa bei den Spaniern (rund 8 %), den Grie-
chen (etwas 9 %), den Portugiesen (22 %) oder bei den Italienern (23 %).“60 
Unabhängig von länderspezifischen Unterschieden bei dem Bildungsniveau und 
den Berufsabschlüssen der angeworbenen Arbeitskräfte wurden die ausländischen 
Arbeitnehmer in der Bundesrepublik vor allem als un- oder angelernte Arbei-
ter in der Industrie beschäftigt. Sie erhielten aus diesem Grunde auch niedrigere 
Löhne und hatten erheblich häufiger Arbeitsunfälle als deutsche Arbeitnehmer.61 
Diese überwiegend schlecht qualifizierten Hilfsarbeiter lebten oft unter prekä-
ren Bedingungen. Dies spiegelte sich unter anderem in ihren Wohnverhältnissen 
wider. Im Jahre 1962 wohnten ungefähr zwei Drittel der ausländischen Arbeit-
nehmer in meist spärlich ausgestatteten Massenlagern und Barackenquartieren, 
welche ihnen von ihren Firmen angewiesen wurden. Wollten sie diese, meist hin-
ter den allgemeinen Wohnstandards stark zurück bleibenden Firmenunterkünfte 

2.3  Der Familiennachzug in der Phase der Arbeitsmigration (1955-1973)

58Mehrländer, Soziale Aspekte der Ausländerbeschäftigung, S. 203.
59Vgl. Repräsentativuntersuchung '72, S. 28.
60Meier-Braun, Einleitung: Deutschland Einwanderungsland, S. 15.
61Vgl. Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland, S. 213.
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verlassen, waren sie auf den privaten Wohnungsmarkt angewiesen. Hier waren sie 
jedoch aufgrund ihrer Herkunft, ihrer befristeten Anstellungen und ihres geringes 
Gehaltes im Vergleich zu den ansässigen Wohnungsinteressenten benachteiligt. 
„Ein grosser Teil der Wohnungen fällt für Gastarbeiter deshalb aus, weil die Haus-
besitzer aufgrund von Vorurteilen oder aus Rücksicht auf ihre deutschen Mieter 
grundsätzlich nicht bereit sind, an Gastarbeiter zu vermieten. Das für die Gastar-
beiter noch verbleibende Wohnungsangebot umfaßt deshalb in erster Linie Wohn-
gelegenheiten, die an Deutsche nicht mehr zu vermieten sind und Abbruchhäuser 
oder sanierungsreife Häuser, bei denen durch Vermietung an Gastarbeiter vor der 
Nutzungsänderung beziehungsweise der Erneuerung eine rentable Zwischennut-
zung erzielt werden kann.“62 Es waren Zeitungsberichte über die oft überteuerten 
und dabei miserablen Mietunterkünfte für die ausländischen Arbeitnehmer, welche 
zuerst den Blick einer breiteren Öffentlichkeit auf die soziale Situation der ange-
worbenen Arbeitnehmer richteten. Nur einige Jahre später sollte das Problem der 
residentiellen Segregation, umgangssprachlich der „Gettobildung“ der Ausländer 
in den deutschen Großstädten eine größere Beachtung finden.63 Insgesamt blieb 
die Wohnsituation der Ausländer bis in die späten 1970er Jahre das von außen 
sichtbarste Zeichen ihrer Unterprivilegierung und gesellschaftlichen Ausgrenzung 
in der Bundesrepublik Deutschland.64

Wichtige Bedingung für die Integration und Teilnahme am öffentlichen Leben 
im Anwerbeland stellte die hinreichende Kenntnis der deutschen Sprache dar. 
Ohne ausreichende Deutschkenntnisse war die Kommunikation im Beruf und im 
täglichen Leben stark limitiert. Über 50 Prozent der in der Bundesrepublik ange-
worbenen Arbeitnehmer griechischer, spanischer, portugiesischer und türkischer 
Nationalität verfügten im Jahre 1972 über keine oder nur schlechte Deutschkennt-
nisse.65 Ihnen blieben damit viele für das Zusammenleben unabdingbare sozia
le Kontakte mit den Berufskollegen und der deutschen Bevölkerung verwehrt. 
Dies alles führte dazu, dass viele ausländische Arbeitnehmer nicht nur in sozial 
prekären Verhältnissen, sondern auch in sozialer Isolation in der Bundesrepublik 
Deutschland lebten.

Sie stellten eine neue gesellschaftliche Randgruppe bzw. Minderheit66 dar. 
Blieb die Dauer ihres Aufenthalts strikt auf einen kurzen Zeitraum begrenzt, 

66Zur Verwendung des Randgruppenbegriffs bezüglich der ausländischen Arbeitnehmer 
vgl. Rudloff, Im Schatten des Wirtschaftswunders, S. 426-427; zur Verwendung des Min-
derheitenbegriffs vgl. Heckmann, Die Bundesrepublik: Ein Einwanderungsland?, S. 64-65.

62Neubeck-Fischer, Gastarbeiter, S. 140-141.
63Vgl. Rudloff, Im Schatten des Wirtschaftswunders, S. 436-437.
64Vgl. Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland, S. 216; Berlinghoff, Das 
Ende der ›Gastarbeit‹, S. 156-159.
65Vgl. Repräsentativuntersuchung '72, S. 29.
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schien dieser Umstand für die Mehrheit der Betroffenen und die deutsche Gesell-
schaft akzeptabel zu sein. Es sollte sich jedoch bald herausstellen, dass dies nicht 
auf alle ausländischen Arbeitnehmer zutraf.

2.3.2	� Der Familiennachzug in den Jahren der 
Arbeitsmigration (1955-1973)

2.3.2.1 � Ausländerpolitik und Familiennachzug
Schon zu Beginn der Anwerbung ausländischer Arbeitnehmer wurde von Seiten 
der Behörden ein etwaiger Bedarf des Familiennachzugs zum Zwecke der Wie-
derherstellung der häuslichen familialen Lebensgemeinschaft vermutet und des-
sen Gewährung im Falle ausgewählter Länder auch in den Anwerbeabkommen 
in Aussicht gestellt. Dies umso mehr, als die Entsendeländer der ausländischen 
Arbeitnehmer Garantien bezüglich der Bezahlung und den sozialen Rahmenbe-
dingungen forderten, bevor sie sich zum Abschluss der Anwerbeabkommen bereit 
erklärten.67 So legte schon Artikel 16 des deutsch-italienischen Anwerbeabkom-
mens im Jahre 1955 fest, dass Anträge auf Familiennachzug bei Nachweis aus-
reichenden Wohnraumes wohlwollend geprüft werden sollten.68 Weiter wurden in 
Anwerbeabkommen mit weiteren Staaten Artikel bezüglich des Familiennachzugs 
aufgenommen, welche eine wohlwollende Prüfung etwaiger Anträge durch die 
bundesdeutschen Behörden in Aussicht stellten. Beim Anwerbeabkommen mit der 
Türkei aus dem Jahre 1961 war noch im zweiten Entwurf ebenfalls ein solcher 
Passus vorgesehen. Auf Druck des Innenministeriums wurde er jedoch wieder 
gestrichen.69 Der Versuch des deutschen Innenministeriums, bei den Verhandlun-
gen zur Neufassung der deutsch-türkischen Vereinbarung im Jahre 1964 die Mög-
lichkeit des Familiennachzugs explizit auszuschließen, scheiterte am Widerstand 
der türkischen Regierung und des deutschen Arbeitsministeriums.70 (Tabelle 2.2)
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67Vgl. Castles, Here for good, S. 13.
68Deutsch-italienisches Anwerbeabkommen vom 20. Dezember 1955, Artikel 16, Abs. 1: 
“Italienische Arbeiter, die ihre Familienangehörigen nachkommen lassen wollen, können, 
wenn sie eine behördliche Bescheinigung darüber beibringen, daß für die Familienange-
hörigen ausreichend Wohnraum zur Verfügung steht, einen Antrag auf Zusicherung der 
Aufenthaltserlaubnis für ihre Familienangehörigen bei den Ausländerpolizeibehörden 
stellen. Diese werden die Anträge wohlwollend prüfen und sobald wie möglich darüber 
entscheiden.“
69Vgl. Hunn, »Nächstes Jahr kehren wir zurück …«, S. 55-56.
70Vgl. Hunn, »Nächstes Jahr kehren wir zurück …«, S. 63-67; Oswald/Schönwälder/Son-
nenberger, Einwanderungsland Deutschland, S. 23.
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Tabelle 2.2   Berücksichtigung des Familiennachzugs in den bilateralen Anwerbeabkom-
men der Bundesrepublik Deutschland (1955 - 1968)

Quelle: Eigene Zusammenstellung71

Berücksichtigung des Familiennachzugs in den bilateralen Anwerbeabkommen der Bundesrepublik 
Deutschland (1955 - 1968)

1955 1960 1960 1961 1963

Italien Spanien Griechenland Türkei Marokko

mit Klausel zum 
Familiennachzug
(Art. 16)

mit Klausel zum 
Familiennachzug
(Art. 17)

mit Klausel zum 
Familiennachzug
(Artikel 17)

ohne Klausel zum 
Familiennachzug

ohne Klausel zum 
Familiennachzug

1964 1965 1968

Portugal Tunesien Jugoslawien

mit Klausel zum 
Familiennachzug 
(Art. 16)

ohne Klausel zum 
Familiennachzug

ohne Klausel zum 
Familiennachzug

71- Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regie-
rung der Italienischen Republik über die Anwerbung und Vermittlung von italienischen 
Arbeitskräften nach der Bundesrepublik Deutschland vom 20. Dezember 1955.

- Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung des Spanischen Staates über die Wanderung, Anwerbung und Vermittlung von 
spanischen Arbeitnehmern nach der Bundesrepublik Deutschland vom 29. März 1960.

- Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung des Königreichs Griechenland über die Anwerbung und Vermittlung von grie-
chischen Arbeitnehmern nach der Bundesrepublik Deutschland vom 30. März 1960.

- Deutsch-türkische Vereinbarung über die Vermittlung türkischer Arbeitnehmer nach 
der Bundesrepublik Deutschland vom 30. Oktober 1961.

- Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung des Königreichs Marokko über die vorübergehende Beschäftigung marokkani-
scher Arbeitnehmer in der Bundesrepublik Deutschland vom 21. Mai 1963. Entsprechend 
der Anlage I beschränkt sich die Vereinbarung auf die Beschäftigung marokkanischer Berg-
arbeiter im deutschen Kohlenbergbau.

- Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Portugiesischen Republik über die Vermittlung von portugiesischen Arbeit-
nehmern nach Deutschland vom 17. März 1964.

- Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Tunesischen Republik über die Beschäftigung tunesischer Arbeitnehmer in 
der Bundesrepublik Deutschland vom 7./18. Oktober 1965. Die Vereinbarung ist auf maxi-
mal 3000 tunesische Arbeitnehmer beschränkt.

- Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien über die Vermitt-
lung jugoslawischer Arbeitnehmer nach und ihrer Beschäftigung in der Bundesrepublik 
Deutschland vom 12. Oktober 1968.
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2.3.2.2 � Demografische Daten zum Familiennachzug
Als Anfang der 1960er Jahre in zunehmendem Maße Arbeitnehmer aus dem 
Ausland angeworben wurden, war der Familiennachzug noch ohne besondere 
Bedeutung. Es galt die Zielsetzung der befristeten Beschäftigung ausländischer 
Arbeitnehmer. Diese sollten mit den im Ausland erwirtschafteten Devisen ihre zu 
Hause gebliebenen Familien finanziell unterstützen. Ein zahlreicher Nachzug der 
Familienangehörigen der im Bundesgebiet beschäftigen ausländischen Arbeitneh-
mer schien so weder im Interesse der Arbeitnehmer, noch im Interesse des Auf-
nahmestaates. Zudem stellte die immer noch vielerorts feststellbare Wohnungsnot 
ein praktisches Hindernis für Familienzusammenführungen auf deutschem Boden 
dar.72 Dies alles führte zu einer hohen Fluktuation der ausländischen Arbeitneh-
mer. Ihre Beschäftigung in der Bundesrepublik Deutschland erwies sich anfangs 
in der überwiegenden Zahl der Fälle als tatsächlich vorübergehend.73

Gegen Ende der 1960er Jahre trat jedoch eine Veränderung in der Zusammen-
setzung der Zuwanderung von Ausländern ein. Der Anteil der Erwerbspersonen 
an den zuziehenden Ausländern verringerte sich, wenn auch nicht stetig, so doch 
in seiner Tendenz zunehmend. Waren im Jahre 1965 noch 83 Prozent der zuzie-
henden Ausländer Erwerbspersonen, so reduzierte sich ihr Anteil auf 63 Pro-
zent im Jahre 1973. Dieser Verlauf erklärt sich vor allem aus dem zunehmenden 
Zuzug von Familienangehörigen, welcher den Anteil der Nichterwerbspersonen 
an der Zuwanderung erhöhte.74 Betrachtet man in Abbildung 2.2 die Nettomig-
ration bis 1973, also die Differenz zwischen der Zahl der zu- und abwandernden 
Ausländer innerhalb eines Jahres, so zeigt sich die Verschiebung in Richtung 
Familiennachzug deutlich.

Betrachtet man weiterhin in Abbildung 2.3 die Zahlen des Zuzugs von auslän-
dischen Nicht-Erwerbspersonen, dann lässt sich schon in den späten 1960er und 
frühen 1970er Jahren ein starker Anstieg des Familiennachzugs von Ausländern 
in das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland feststellen.

Neben den Ehepartnern stellten die Kinder der ausländischen Arbeitnehmer 
die bedeutende Gruppe des Familiennachzugs dar. Eine genaue Bestimmung 
von Anzahl, Alter und Aufenthaltsort der Kinder ausländischer Arbeitnehmer 
Anfang der 1970er Jahre ist aufgrund des fehlenden Datenmaterials nicht mög-
lich. Jedoch geben die Repräsentativuntersuchung ’72 und die Studie über Sozia
le Aspekte der Ausländerbeschäftigung einen Überblick über die betreffenden 

72Vgl. Mattes, »Gastarbeiterinnen« in der Bundesrepublik, S. 276-277.
73Vgl. Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland, S. 212.
74Vgl. Bethlehem, Heimatvertreibung, DDR-Flucht, Gastarbeiterwanderung. S. 124; 
Velling, Immigration to Germany in the Seventies and Eighties, S. 7.
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Sachverhalte. So ist davon auszugehen, dass es sich im Jahre 1972 bei über 
einem Viertel der im Bundesgebiet lebenden Ausländer um minderjährige Kinder 
handelte. Etwa 950.000 Kinder von ausländischen Arbeitnehmern lebten 1972 im 
Bundesgebiet. Davon waren 42 Prozent Klein- und Vorschulkinder, 21 Prozent 

Netto-Migration von ausländischen Erwerbspersonen und
Nicht-Erwerbspersonen in die BRD 1965 - 1973
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Abbildung 2.2   Nettomigration von ausländischen Erwerbspersonen und Nicht-Erwerbs-
personen in die Bundesrepublik Deutschland 1965-1973. (Datenquelle: Statistisches Bun-
desamt, Statistisches Jahrbuch 1967-1976, eigene Berechnungen)

Abbildung 2.3   Bundesrepublik Deutschland: Zuzüge, Fortzüge und Nettomigration von 
ausländischen Nicht-Erwerbspersonen 1967-1973. (Datenquelle: Statistisches Bundesamt, 
Statistisches Jahrbuch 1968-1975, eigene Berechnungen)
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Grundschulkinder, 16 Prozent Kinder bzw. Jugendliche zwischen 11 und 16 Jah-
ren und 21 Prozent Jugendliche über 16 Jahren.75

Die Studie Soziale Aspekte der Ausländerbeschäftigung lieferte zusätzlich 
detaillierte Informationen über die ausländischen Arbeitnehmer aus den fünf 
Hauptentsendeländern76 und ihre Kinder. Danach waren 63 Prozent der Befrag-
ten Eltern. Von diesen hatten bis zum Jahre 1972 weniger als die Hälfte (46 Pro-
zent) ihre Kinder in die Bundesrepublik Deutschland nachkommen lassen. Weiter 
zeigte sich, dass sehr viele Eltern nur einige ihrer Kinder in das Bundesgebiet 
geholt hatten und die anderen weiter im Entsendeland aufwachsen ließen.77 Eine 
auf das vorliegende Datenmaterial rekurrierende grobe Schätzung ging davon 
aus, dass von allen Kindern der ausländischen Arbeitnehmer im Bundesge-
biet bisher lediglich 38 Prozent nachgeholt worden waren. Die Aufschlüsselung 
nach dem Lebensalter der Kinder ergab, dass von den Kindern unter einem Jahr 
die überwiegende Mehrzahl bei den Eltern lebte. Die ein- bis unter sechsjähri-
gen Kinder wurden wohl seltener nachgeholt, während sich wiederum von den 
sechs- bis unter fünfzehnjährigen Kindern eine große Zahl mit ihren Eltern im 
Bundesgebiet aufhielten. Die über Fünfzehnjährigen waren damals jedoch in 
ihrer Mehrheit in ihren Heimatländern geblieben.78 Zudem stellte sich heraus, 
dass es einen Zusammenhang zwischen dem Zusammenleben mit den Kindern 
im Anwerbeland und dem Interesse an einem dauerhaften Verbleib in der Bun-
desrepublik gab. Während im Jahre 1972 lediglich 20 Prozent aller ausländischen 
Arbeitnehmer die Intention eines dauerhaften Aufenthalts in der Bundesrepublik 
Deutschland hatten, waren es von den ausländischen Arbeitnehmern mit im Bun-
desgebiet anwesenden Kindern 37 Prozent.79 Gesicherte Aussagen über kausale 
Ursächlichkeiten, ob beispielsweise die Anwesenheit der Kinder den Wunsch 
nach dauerhaftem Aufenthalt förderte, oder ob ersteres vielmehr die Folge eines 
schon vorhandenen Verbleibewunsches war, ließen sich nicht treffen. Es erwies 
sich allerdings schnell als unstrittig, dass bei den ausländischen Arbeitnehmern 
eine Korrelation zwischen der faktischen oder intendierten langjährigen Aufent-
haltsdauer und dem Zusammenleben mit den Kindern, bzw. dem Wunsch danach, 
bestand.

2.3  Der Familiennachzug in der Phase der Arbeitsmigration (1955-1973)

75Vgl. Repräsentativuntersuchung '72, S. 22-23.
76Italien, Spanien, Griechenland, Jugoslawien und Türkei.
77Vgl. Mehrländer, Soziale Aspekte der Ausländerbeschäftigung, S. 205.
78Vgl. Mehrländer, Soziale Aspekte der Ausländerbeschäftigung, S. 205-206.
79Vgl. Repräsentativuntersuchung '72, S. 39.
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2.3.2.3 � Soziale Situation nach dem vollzogenen 
Familiennachzug

Ein wesentlicher Grund für die Entscheidung zur Beantragung und Durchfüh-
rung eines Familiennachzugs war sicherlich die missliche soziale Lage, in welche 
die Familienmitglieder durch die Migration eines Familienmitglieds gekommen 
waren. Sowohl die in die Bundesrepublik gereisten ausländischen Arbeitnehmer, 
als auch die zurückgebliebenen Familienangehörigen litten oft unter der Trennung 
der Familie. Die Zusammenführung der Familie im Anwerbeland über den Fami-
liennachzug wurde eine attraktive Option. Die Studie Repräsentativuntersuchung 
‘72 gab Auskunft darüber, dass tatsächlich bei vielen eine Zusammenführung 
über den Familiennachzug schon stattgefunden hatte oder zumindest ein Wunsch 
danach bestand. Bei denjenigen, welche die Zusammenführung der Familie auf 
dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland beantragt und bewilligt bekommen 
hatten, konnte eine signifikante Verbesserung der Lebenssituation empirisch belegt 
werden. Es ließ sich feststellen, dass „das Zusammenleben mit der eigenen Fami-
lie ein wesentliches stabilisierendes Moment der Lebensbedingungen in einem 
fremden Land darstellt, auch im Hinblick auf die Möglichkeit und Bereitschaft der 
Integration. Jedenfalls machen die bisherigen Erfahrungen sehr deutlich, daß die 
aus ihren Familienverbindungen gelösten Ausländer sich weit weniger und langsa-
mer integrieren als die im Familienverband hier lebenden Ausländer.“80

Der Wunsch nach dem familialen Zusammenleben auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland wurde auch zunehmend von den ausländischen 
Arbeitnehmern umgesetzt. Bei den verheirateten männlichen ausländischen 
Arbeitnehmern lebten im Jahre 1972 62 Prozent der Ehefrauen auf dem Bundes-
gebiet. Bei den verheirateten ausländischen Arbeitnehmerinnen lag die Quote 
noch bedeutend höher, bei 92 Prozent.81 Diese geschlechtsspezifische Ungleich-
verteilung erklärte sich aus der traditionell starken Bindung der Frauen an ihre 
Familien in den Entsendeländern. Deshalb verließ eine verheiratete Frau nur in 
Ausnahmefällen bzw. Notlagen den Familienverband, um im Ausland ohne 
ihren Ehemann und ihre Kinder eine Beschäftigung aufzunehmen.82 Beachtens-
wert ist der mit 64 Prozent relativ hohe Anteil im Bundesgebiet lebender Ehe-
frauen von ausländischen Arbeitnehmern, welche ihrerseits selbst auch als 

82Vgl. Mehrländer, Soziale Aspekte der Ausländerbeschäftigung, S. 24-26.

80Repräsentativuntersuchung '72, S. 19.
81Vgl. Repräsentativuntersuchung '72, S. 19-20. Die Studie Soziale Aspekte der Ausländer-
beschäftigung lieferte ein vergleichbares Ergebnis; vgl. Mehrländer, Soziale Aspekte der 
Ausländerbeschäftigung, S. 26.
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Arbeitnehmerinnen erwerbstätig waren.83 Des Weiteren äußerten 33 Prozent der 
verheirateten männlichen ausländischen Arbeitnehmer, deren Ehefrauen nicht im 
Bundesgebiet lebten, den Wunsch, ihre Gattinnen nachkommen zu lassen.84 Es 
gab dementsprechend noch eine relativ große Gruppe von Personen, welche den 
Nachzug ihrer Ehefrauen anstrebten.

Kirchen und Wohlfahrtsverbände begrüßten den Familiennachzug gene-
rell.85 Die breite Zustimmung der Kirchen zur Familienzusammenführung 
gründete einerseits in dem anthropologisch begründeten Ziel, die „natürliche“ 
Familienordnung wiederherzustellen, deren Einheit aus wirtschaftlichem Inter
esse bzw. wirtschaftlicher Not durch die Arbeitsmigration zerstört worden war. 
Andererseits gab es auch ganz konkrete humanitäre Gründe für die Befürwortung 
des Familiennachzugs. Die Erfahrung zeigte, dass Arbeitsmigranten fern ihrer 
Heimat durch das Zusammenleben mit ihren Familienmitgliedern psychisch und 
sozial stabilisiert wurden. Durch den familialen Halt konnten die anomischen 
Gefahren des Migrantenlebens wie Unzuverlässigkeit, Alkoholismus, Ehebruch, 
Gewaltausbrüche etc. reduziert werden.86

Die positiven Auswirkungen des Familiennachzugs wurden jedoch in der 
öffentlichen und politischen Diskussion nur vereinzelt wahrgenommen. Mei-
nungsbildend wurden vielmehr die gesellschaftlichen Probleme und staatlichen 
Herausforderungen, welche mit dem Familiennachzug einhergingen. So traten 
die mit diesem Migrationsgeschehen verbundenen Lasten einseitig in den Vorder-
grund. Neben der Frage der Wohnungsnot zeigte sich die Frage der Betreuung 
und Bildung der ausländischen Kinder als besonders drängend.

83Dem traditionellen Rollenverständnis entsprach dagegen die Tatsache, dass 96 Prozent 
der Ehegatten von im Bundesgebiet lebenden ausländischen Arbeitnehmerinnen als Arbeit-
nehmer erwerbstätig waren. Vgl. Repräsentativuntersuchung '72, S. 19-20.
8414 Prozent der Männer zeigten sich noch unschlüssig, 53 Prozent der Männer gaben an, 
dass ein Ehegattinnennachzug nicht intendiert sei. Als Gründe für letztere Einstellung wur-
den genannt: Ehefrau muss wegen des Schulbesuchs bzw. der Ausbildung der Kinder im 
Heimatland bleiben (29 %), die Rückkehr ins Entsendeland steht kurz bevor (22 %), keine 
Unterkunft/Wohnung gefunden (20 %), bei Nachzug des Ehepartners kann nicht genügend 
gespart werden (5 %), Ehegattin will nicht nachkommen (4 %), Ehefrau muss Hof, Geschäft 
im Heimatland versorgen (5 %), Leben in der BRD ist zu frei für Frauen (2 %), sonstige 
Gründe (20%). Vgl. Mehrländer, Soziale Aspekte der Ausländerbeschäftigung, S. 203.
85Vgl. Oswald/Schönwälder/Sonnenberger, Einwanderungsland Deutschland, S. 24.
86Vgl. Mattes, »Gastarbeiterinnen« in der Bundesrepublik, S. 279-280. In Verkennung der 
realen Migrantensituationen wurde dabei jedoch oft vom Stereotyp des arbeitenden Man-
nes ausgegangen, welcher seine Ehefrau nachkommen ließ, damit sie für ihn sorge und ihm 
den nun wieder gemeinsamen Haushalt führe.
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Die Situation der im Bundesgebiet lebenden Kinder der ausländischen Arbeit-
nehmer erwies sich von Anfang an als schwierig und problembehaftet. Viele 
Veröffentlichungen zur sozialen Situation der ausländischen Bevölkerung in der 
Bundesrepublik Deutschland wiesen seit Anfang der 1970er Jahren darauf hin. 87 
Besonderes Augenmerk wurde dabei den Problemen beim Schulbesuch gewid-
met. Aufgrund von Schulerlassen der Kultusministerien, welche den Beschluss 
der Kultusministerkonferenz vom Mai 1964 auf Länderebene umsetzten, galt für 
die Kinder der ausländischen Arbeitnehmer dieselbe Schulpflicht wie für deut-
sche Kinder. Die ausländischen Kinder sollten zusammen mit deutschen Kindern 
die öffentlichen Schulen besuchen. Trotz gesetzlicher Regelungen konnte lange 
Zeit jedoch nicht gewährleistet werden, dass tatsächlich alle schulpflichtigen 
ausländischen Kinder die Schule besuchten.88 Schätzungen gingen davon aus, 
dass 20 bis 25 Prozent der schulpflichtigen ausländischen Kinder keine Schule 
besuchten.89 Dieser hohe Anteil an nicht eingeschulten Kindern erklärte sich 
einerseits aus der mangelnden Bereitschaft der Eltern, ihre Kinder zum Schulbe-
such einzuschreiben, andererseits aus fehlenden staatlichen Kontrollmöglichkei-
ten. Für das Verhalten der Eltern wurden folgende Gründe als ausschlaggebend 
angesehen: 1. Die ausländischen Eltern seien nur unzureichend über die deut-
sche Schulpflicht informiert geworden. 2. Die Kinder seien nicht in die Schule 
geschickt geworden, weil noch jüngere Geschwister versorgt und beaufsichtigt 
werden mussten, für die es keine Kindergartenplätze gab. 3. Die ausländischen 
Eltern, die oft selbst kaum die Schule besucht hatten,90 erkannten die Bedeu-
tung einer Schulausbildung für die Zukunft ihrer Kinder nicht. Das Umgehen der 
Schulpflicht wurde zusätzlich dadurch erleichtert, dass nach dem damals gültigen 
Ausländergesetz von 1965 Kinder unter 16 Jahren im Bundesgebiet nicht gemel-
det werden mussten und daher mit dem Eintreten in das schulpflichtige Alter 
keine staatliche Kontrolle des Vollzugs der Einschulung einhergehen konnte.91

87Vgl. Koch, Zur schulischen und beruflichen Situation ausländischer Kinder und Jugend-
licher; Glatzer, Bildungsnachfrage und Bildungsdefizit der Kinder ausländischer Arbeit-
nehmer, S. 62-68; Mehrländer, Soziale Aspekte der Ausländerbeschäftigung, S. 207-214; 
Neubeck-Fischer, Gastarbeiter, S. 155-180; Repräsentativuntersuchung '72, S. 21-22.
88Vgl. Neubeck-Fischer, Gastarbeiter, S. 156.
89Vgl. Mehrländer, Soziale Aspekte der Ausländerbeschäftigung, S. 209; Neubeck-Fischer, 
Gastarbeiter, S. 156-157.
90So gaben 75 Prozent der türkischen Arbeitnehmer bei einer Befragung an, sie hätten 
keine Schulbildung oder maximal fünf Jahren lang eine Schule besucht. Vgl. Koch, Zur 
schulischen und beruflichen Situation ausländischer Kinder und Jugendlicher, S. 75-76.
91Vgl. Neubeck-Fischer, Gastarbeiter, S. 157.
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Bei den Kindern, welche in das deutsche Schulsystem eingegliedert wurden, 
stellte sich gegenüber ihren deutschen Mitschülern durch ihre Sprachschwierigkei-
ten und häuslichen Verhältnisse meist eine deutliche Benachteiligung heraus.92 Da 
man allgemein von einer Ungewissheit bezüglich der weiteren Aufenthaltsdauer 
der Kinder im Bundesgebiet ausging, wurde ein doppeltes Ziel verfolgt. Einerseits 
sollten die Kinder der Ausländer in den Stand versetzt werden, die Möglichkeiten 
des deutschen Schulsystems voll auszuschöpfen, andererseits sollte auch die Ver-
bindung zur heimatlichen Kultur und Sprache erhalten bleiben, damit sie bei einer 
Rückkehr in ihr Heimatland auch dort Anschluss an Schule und Berufsausbildung 
finden konnten. Trotz verschiedenster Bemühungen zur Umsetzung dieses Doppel-
ziels erwies sich diese Konzeption jedoch in der Praxis als realitätsfern und nicht 
umsetzbar.93 So erreichten nur 40 Prozent der ausländischen Jugendlichen den 
Hauptschulabschluss und lediglich drei Prozent von ihnen standen in einem mehr-
jährigen Ausbildungsverhältnis. Das Ziel der zweigleisigen Sozialisation schien 
die Kinder, die Elternhäuser und auch das deutsche Bildungssystem zu über-
fordern. Es führte oft zu einem Versagen in doppelter Hinsicht: Die Kinder und 
Jugendlichen der ausländischen Arbeitnehmer waren der Kultur ihres Heimatlan-
des entfremdet und der Kultur des Aufnahmelandes fremd geblieben.94

2.3.3	� Erste Anzeichen einer Verstetigung der 
Arbeitsmigration

Als wichtigste Determinante für den gesellschaftlichen Nutzen bzw. für die 
gesellschaftliche Belastung durch die Beschäftigung ausländischer Arbeit-
nehmer wurde bald die Dauerhaftigkeit ihres Aufenthalts im Gastgeberland 
erkannt. In bewusster Abgrenzung von der auf Dauer angelegten Zuwanderung 
in klassischen Einwanderungsstaaten, 95 sollte es sich bei der bundesdeutschen 

92Vgl. Koch, Zur schulischen und beruflichen Situation ausländischer Kinder und Jugendli-
cher, S. 90; Neubeck-Fischer, Gastarbeiter, S. 176.
93Vgl. Koch, Zur schulischen und beruflichen Situation ausländischer Kinder und Jugendli-
cher, S. 81, 90-92.
94Vgl. Kühn, Stand und Weiterentwicklung der Integration der ausländischen Arbeitnehmer 
und ihrer Familien, S. 26-27.
95Dazu werden vor allem Argentinien, Australien, Brasilien, Kanada, Vereinigte Staaten 
von Amerika gezählt.
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Zuwanderung um ein zeitlich beschränktes Phänomen handeln. Die Bundesrepu-
blik Deutschland sollte nach ihrem eigenen Anspruch nur eine Art Durchgangs-
station für die ausländischen Arbeitnehmer sein. Diese sollten zu gegebener 
Zeit nach Hause zurückkehren, um durch andere Arbeiter ersetzt zu werden, die 
ihrerseits genauso heimkehrwillig sein sollten.96 Ausländerrecht, Ausländerpoli-
tik und gesellschaftliche Rahmenbedingungen waren aus diesem Grunde darauf 
hin ausgelegt, dass die im öffentlichen Sprachgebrauch so genannten „Gastarbei-
ter“97 früher oder später wieder heimkehren würden.98 So wurden die gesuchten 
ausländischen Arbeitskräfte in ihrem Herkunftsland durch die Bundesanstalt für 
Arbeit und ihre Vermittlungseinrichtungen im Auftrag eines Arbeitgebers für ein 
bestimmtes Arbeitsverhältnis und zunächst nur für die Dauer eines Jahres ange-
worben. Eine etwaige Verlängerung der Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis sollte 
ursprünglich von dem Abschluss eines neuen Jahresarbeitsvertrages abhängig 
gemacht werden.99 Nach Überzeugung der Behörden, der Arbeitgeber und der 
deutschen Bevölkerung waren die Anstellung und der Aufenthalt der Gastarbeiter 
in der Bundesrepublik nur vorübergehend. Diese Einstellung deckte sich zumeist 
auch mit den eigenen Plänen und Erwartungen der angeworbenen ausländischen 
Arbeitnehmer. So bestand der überwiegende Anteil der angeworbenen Arbeiter 
aus zwanzig- bis vierzigjährigen Männern, die in der Regel ohne ihre Familie 
nach Deutschland gekommen waren.100 Sie hatten anfangs die feste Absicht, bald 
nach Hause zurückzukehren und hielten ihre Verbindungen zu ihrer Heimat und 
der dort weiterhin ansässigen Familie über die weite Entfernung hin sehr eng.101 
Die hohen Zahlen der jährlich zu verzeichnenden Fortzüge von Ausländern in den 

96Vgl. Rist, Guestworkers in Germany, S. 57; Berlinghoff, Das Ende der ›Gastarbeit‹, 
S. 141-142.
97Der Begriff „Gastarbeiter“ hatte sich seit dem Jahre 1962 im öffentlichen, jedoch nicht im 
amtlichen Sprachgebrauch eingebürgert. Er löste damit den durch die nationalsozialistische 
Zeit kompromittierten Begriff des Fremdarbeiters ab. Anfang der 1970er Jahre wurde diese 
Bezeichnung allerdings kritisiert, da die dem Begriff Gast inhärente Vorstellung des zeitlich 
befristeten Aufenthalts oft nicht mit der Realität übereinstimmte und sich zwischenzeit-
lich mit ihm negative Assoziationen in Richtung einer unterprivilegierten Existenz her-
ausgebildet hatten. Vgl. Bade/Oltmer, Normalfall Migration, S. 72-73; Neubeck-Fischer, 
Gastarbeiter, S. 4-5.
98Vgl. Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland, S. 212; Meier-Braun, 
Deutschland, Einwanderungsland, S. 30-31; Neubeck-Fischer, Gastarbeiter, S. 26.
99Vgl. Neubeck-Fischer, Gastarbeiter, S. 23f.
100Vgl. Mehrländer, Ausländerforschung, S. 33.
101Vgl. Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland, S. 212.
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1960er Jahren bis in die frühen 1970er Jahre belegen, dass die Auslandsbeschäf-
tigung auf Zeit für viele nicht nur reines Wunschdenken war, sondern auch in die 
Tat umgesetzt wurde. Bis Ende der 1960er Jahre kehrten jedes Jahr ungefähr 30 
Prozent der in der Bundesrepublik beschäftigten ausländischen Arbeitnehmer in 
ihre Heimat zurück, um durch neu angeworbene Gastarbeiter ersetzt zu werden.102

Ein weiteres Indiz für das Vorliegen einer großteils noch temporären Arbeits-
migration in den 1960er Jahren lieferte die Entwicklung während der Rezession 
1966 und 1967. Die mit dem wirtschaftlichen Rückgang einhergehende Redu-
zierung der Arbeitsplätze führte zu einer starken Abwanderung ausländischer 
Arbeitskräfte bei gleichzeitiger Reduzierung der Neuanwerbungen aus dem Aus-
land. Per Saldo verließen im Jahre 1967 188 Tausend ausländische Erwerbsper-
sonen das Land.103 Die Vorstellung der Gastarbeiter als einer zeitlich begrenzten, 
arbeitsmarktorientierten, flexiblen und hochmobilen Reservearmee schien sich zu 
bestätigen, die Ziele der Angeworbenen schienen mit den Zielen des Anwerbe-
staates identisch zu sein.104

Erst zu Beginn der 1970er Jahre wurde eine Verfestigung der Zuwanderung 
von Wissenschaft und Politik in den Blick genommen. Obwohl keine gesicherten 
Daten darüber zur Verfügung standen, bei wie vielen ausländischen Arbeitnehmern 
sich der befristete Zuzug in eine Zuwanderung auf Dauer entwickelt hatte, gab es 
jedenfalls bei einigen angeworbenen Arbeitnehmern Anzeichen für eine Entwick-
lung zum Aufenthalt auf Dauer. Ein Indiz für eine Tendenz zur Verstetigung der 
Zuwanderung stellte der Tatbestand dar, dass sich der Anteil der innerhalb eines 
Kalenderjahres aus der Bundesrepublik Deutschland fortziehenden ausländischen 
Erwerbspersonen am Gesamtbestand der in der Bundesrepublik lebenden ausländi-
schen Erwerbspersonen zunehmend verringerte. Verließen im Jahre 1965 noch 29,6 
Prozent der ansässigen ausländischen Erwerbspersonen wieder die Bundesrepublik, 
so waren es im Jahre 1973 noch 13,1 Prozent.105 Der Anteil der während eines Jah-
res die Bundesrepublik wieder verlassenden ausländischen Arbeitnehmer ging somit 
zurück. Dies konnte als Hinweis auf eine Tendenz zur Verstetigung des Aufenthalts 
der angeworbenen Arbeitnehmer gewertet werden. Der Indikator der durchschnitt-
lichen Aufenthaltsdauer von ausländischen Erwerbspersonen konnte nicht herange-
zogen werden, da diese Zahlen erstmalig für das Jahr 1973106 ausgewiesen wurden. 

102Vgl. Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland, S. 220.
103Vgl. Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 1970.
104Vgl. Pagenstecher, Ausländerpolitik und Immigrantenidentität, S. 38-39; Castles, Here 
for good, S. 12-13.
105Vgl. Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 1967-1976, eigene Berechnungen.
106Vgl. Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 1974, S. 51.
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Da die Daten zudem hinsichtlich des zu erhebenden Tatbestands erhebliche Mängel 
auswiesen107 und die durchschnittliche Aufenthaltsdauer überproportional durch die 
in den Jahren 1970 bis 1973 in hoher Zahl angeworbenen Arbeitnehmer bestimmt 
wurde, war eine valide statistische Aussage über eine etwaige Tendenz zur Versteti-
gung der Zuwanderung bei ausländischen Arbeitnehmern auch hier nicht zu treffen.

Konnten auch keine allgemeinen Aussagen über eine Verstetigung der Zuwan-
derung gemacht werden, so war jedoch seit Anfang der 1970er Jahre offensichtlich, 
dass sich im Laufe der vergangenen Jahre eine zahlenmäßig nicht unbedeutende 
Gruppe von ausländischen Arbeitnehmern herausgebildet hatte, welche schon eine 
geraume Zeit ununterbrochen im Bundesgebiet verweilten und teilweise auch ihre 
Familienmitglieder über den Familiennachzug nachgeholt hatten.108

Fundierte Daten über diese Personengruppe lieferte erstmals die von der Bun-
desanstalt für Arbeit in Auftrag gegebene Repräsentativuntersuchung ‘72 über die 
Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer im Bundesgebiet und ihre sozialen Ver-
hältnisse. Dabei wurden im Rahmen einer repräsentativen Stichprobe 14.000 aus-
ländische Arbeitnehmer zu ihrer Beschäftigung, Einkommenssituation, Schul- und 
Berufsausbildung und den Familien- und Wohnverhältnissen befragt. Besonders 
wertvoll erwies sich die Möglichkeit, die ermittelten Daten mit den Ergebnis-
sen einer vorangegangenen entsprechenden Untersuchung aus dem Jahre 1968 in 
Bezug zu bringen. Dabei zeigte sich, dass der Anteil der ausländischen Arbeitneh-
mer, welche sich erst seit kurzem, d. h. seit höchstens drei Jahren, im Bundesgebiet 
aufhielten, von 37 Prozent im Jahre 1968 auf 57 Prozent im Jahre 1972 gestiegen 
war.109 Diese Entwicklung lässt sich vor allem aus den starken Anwerbejahrgän-
gen 1969 bis 1972 erklären. Für eine etwaige Tendenz zur Verstetigung des Auf-
enthalts der ausländischen Arbeitnehmer sollte sich jedoch eine andere Gruppe als 
bedeutsam herausstellen. Waren hochgerechnet im Jahre 1968 ungefähr 87.000110 

107„Die Aufenthaltsdauer ergibt sich ohne Berücksichtigung von Aufenthaltsunterbrechun-
gen als Differenz zwischen Auszählungsstichtag und Datum der ersten Einreise. Ein Aus-
länder, der beispielsweise vom 1.1.1965 bis 31.12.1966 im Bundesgebiet wohnte und ab 
1.1.1973 seinen Wohnsitz erneut im Geltungsbereich des Ausländergesetzes hat, hielt sich 
am 30.9.1973 8 bis unter 9 Jahre im Bundesgebiet auf.“ Statistisches Bundesamt, Statisti-
sches Jahrbuch 1974, S. 51.
108Vgl. Oltmer, Migration im 19. und 20. Jahrhundert, S. 54: Hatte es im Schuljahr 1965/66 
nur 35 Tausend ausländischen Schüler und Schülerinnen in der Bundesrepublik Deutsch-
land gegeben, so waren es im Schuljahr 1970/71 schon 159 Tausend.
109Vgl. Repräsentativuntersuchung '72, S. 32-33.
110Dies entsprach 8 % der ausländischen Arbeitnehmer im Bundesgebiet. Vgl. Repräsenta-
tivuntersuchung '72, S. 7, 33.
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ausländische Arbeitnehmer schon 10 Jahre und länger ohne maßgebliche Unter-
brechung111 im Bundesgebiet, so umfasste diese Gruppen im Jahre 1972 schon 
199.000112 ausländische Arbeitnehmer. Innerhalb von vier Jahren hatte sich die 
Anzahl der schon seit mindestens 10 Jahren im Bundesgebiet verweilenden auslän-
dischen Arbeitnehmer somit weit mehr als verdoppelt. Zusätzlich äußerten 20 Pro-
zent der insgesamt befragten Personen die Absicht, dauerhaft als Arbeitnehmer im 
Bundesgebiet bleiben zu wollen.113 Es war also damit zu rechnen, dass zukünftig 
noch mehr ausländische Arbeitnehmer nicht mehr in ihre Heimatländer zurückkeh-
ren wollten. Mit der Verstetigung des Verbleibs in der Bundesrepublik Deutschland 
gewann für viele der Angeworbenen die Frage der Wiederherstellung der durch den 
Umzug nach Deutschland verloren gegangen Einheit der Familie an Bedeutung.

Die Studie zeigte bezüglich des Potenzials zum Familiennachzug auf, dass 
ein Großteil der angeworbenen Arbeitnehmer verheiratet114 war und ein Großteil 
von ihnen schon mit ihren meist ebenfalls ausländischen Ehepartnern115 und Kin-
dern116 in Deutschland zusammen lebte.

Somit stellte schon im Jahre 1972 die Gruppe der schon seit längerer Zeit 
im Bundesgebiet lebenden ausländischen Arbeitnehmer mit ihren Familien eine 
bedeutende und nicht mehr zu übersehende Gruppe dar.117 „1971 lebten mehr als 
die Hälfte der ausländischen Beschäftigten seit mehr als vier Jahren in der Bun-
desrepublik, zwischen 10 und 18 % sogar seit mehr als sieben Jahren. Damit 
erreichten sie die im Arbeitsförderungsgesetz festgelegten Fristen, die nach fünf 
Jahren ununterbrochener Arbeit oder acht Jahren ununterbrochenen Aufenthalts 
einen Rechtsanspruch auf eine Arbeitserlaubnis begründeten.“118

111D.h. keine oder kürzer als sechsmonatige Unterbrechungen.
112Dies entsprach 9 % der ausländischen Arbeitnehmer im Bundesgebiet. Vgl. Repräsenta-
tivuntersuchung '72, S. 7, 32-33.
113Vgl. Repräsentativuntersuchung '72, S. 34-35.
11474 % der ausländischen männlichen Arbeitnehmer und 68 % der ausländischen weibli-
chen Arbeitnehmer waren 1972 verheiratet. Vgl. Repräsentativuntersuchung '72, S. 19-20.
11562 % der ausländischen verheirateten männlichen Arbeitnehmer und 92 % der auslän-
dischen verheirateten weiblichen Arbeitnehmer hatten ihren Ehepartner im Bundesgebiet. 
Vgl. Repräsentativuntersuchung '72, S. 19-20.
116Im Frühjahr 1972 lebten von den 2,2 Millionen ausländischen Arbeitnehmern etwa 
950.000 Kinder im Bundesgebiet. Die meisten davon waren Kleinkinder und Kinder bis 
zum Grundschulalter. Vgl. Repräsentativuntersuchung '72, S. 7, 22-23.
117Vgl. Neubeck-Fischer, Gastarbeiter, S. 227; Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in 
Deutschland, S. 225-226.
118Berlinghoff, Das Ende der ›Gastarbeit‹, S. 155.
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Bei weitem nicht bei allen, aber bei einer nicht mehr zu vernachlässigenden 
Zahl hatte sich die ursprünglich befristete Zuwanderung in eine dauerhafte Ein-
wanderung gewandelt.

Diese Entwicklung stellte für viele Bereiche der deutschen Gesellschaft eine 
Herausforderung dar. „Die wachsende Nachfrage der Gastarbeiter nach privaten 
Wohnungen und infrastrukturellen Einrichtungen beeinträchtigt zunehmend die 
Bedürfnisbefriedigung bestimmter deutscher Bevölkerungsgruppen. Es kommt daher 
zu Protesten gegen die Ausländerbeschäftigung und zugleich zur Forderung an die 
öffentliche Hand, die Gastarbeiterfrage zu lösen. Die wachsenden innenpolitischen 
Spannungen und die Erkenntnis, daß die Annahme, die Ausländerbeschäftigung sei 
von kurzfristiger Dauer, weitgehend illusorisch ist, zwingen Staat und Kommunen, 
ihre lange Zeit eher passive Haltung gegenüber der Gastarbeiterproblematik aufzuge-
ben. So erklärt es sich, daß nahezu alle Kommunen seit etwa 1969 Arbeitsgemein-
schaften, Arbeitsausschüsse u. ä. zur Ausländerfrage konstituieren, deren Ziel es ist, 
konkrete Maßnahmen zur Lösung der Gastarbeiterproblematik zu erarbeiten. Teil-
weise wurden zu diesem Zweck auch empirische Untersuchungen in Auftrag gege-
ben.“119 Im Zuge der systematischen Erfassung der Lebenssituation der ausländischen 
Arbeitnehmer durch neue Studien wurde erstmalig eine neuartige Migrationsform 
wahrgenommen, welche bislang von eher zu vernachlässigender Bedeutung erschien, 
der Familiennachzug. Es sollte sich zeigen, dass der Vollzug des Familiennachzugs 
sowohl auf Seiten der ausländischen Arbeitnehmer hinsichtlich ihres Migrationsver-
haltens als auch auf Seiten der aufnehmenden Gesellschaft in Bezug auf die Folge-
lasten der Arbeitsmigration große Auswirkungen zeitigte. In der ersten öffentlichen 
Wahrnehmung zu Anfang der 1970er Jahren wurde der Familiennachzug vornehm-
lich als eine vor allem mit Lasten verbundenen Migrationsform gesehen, welche die 
Folge einer nicht geplanten und nicht gewollten Verstetigung der Arbeitsmigration 
war. Der Familiennachzug wurde, unter Ausblendung seiner positiven Wirkungen für 
die Familien, einseitig unter dem Gesichtspunkt einer unerwünschten Belastung für 
die Gesellschaft diskutiert. Verstärkt wurde dies noch durch die Tatsache, dass weithin 
Kinder ausländischer Eltern, die schon in der Bundesrepublik geboren worden waren, 
fälschlicherweise ebenso dem Phänomen des Familiennachzugs zugerechnet wurden. 
Anfang der 1970er Jahre schien sich in der öffentlichen Wahrnehmung die internatio
nale Migration durch die Verstetigung der Arbeitsmigration und den Familiennach-
zug für die bundesdeutsche Gesellschaft vom Nutzen in eine Belastung gewandelt zu 
haben, der nun vehement Einhalt zu gebieten sei.

119Neubeck-Fischer, Gastarbeiter, S. 227; vgl. Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in 
Deutschland, S. 226-228.
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2.4	� Der Familiennachzug nach der Phase der 
Arbeitsmigration (1973-1981)

2.4.1	� Einführung

Grundlegend für die Analyse des bundesdeutschen Migrationsgeschehens in den 
1970er Jahren wurde die von Stephen Castles eingeführte Drei-Phasen-Einteilung 
der Einwanderung.120 In Bezug auf die nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs annä-
hernd parallel verlaufenden Einwanderungsprozesse der westeuropäischen Staaten 
spricht Castles von den drei aufeinander folgenden Phasen der Arbeitsmigration, der 
Familienzusammenführung und der dauerhaften Niederlassung. Dabei entsprechen 
die drei Phasen ungefähr den 1960er, 1970er und 1980er Jahren. Dieser Einteilung 
folgend, ist es in der Migrationsforschung weit verbreitet, von den 1970er Jahren in 
der Bundesrepublik Deutschland als dem Jahrzehnt der Familienzusammenführung 
bzw. des Familiennachzugs zu sprechen.121 Diese Entwicklung wird in Westdeutsch-
land im direkten kausalen Zusammenhang mit dem Anwerbestopp für ausländische 
Arbeitnehmer vom 23. November 1973 gesehen. Der Anwerbestopp zeige dafür ver-
antwortlich, dass ausländische Arbeitnehmer nicht mehr in ihre Heimat zurückreisen 
konnten bzw. wollten und sich stattdessen auf einen dauerhaften Aufenthalt in der 
Bundesrepublik einrichteten. Dies führte zu einem Nachholen der Familienmitglie-
der aus der Heimat. „Der Anwerbestopp aber verfestigte die Bleibeabsichten, denn 
Ausländer, die ihre Arbeitsverhältnisse beendeten, um für einige Zeit in ihre Heimat 
zurückzukehren, hatten keine Chance mehr, erneut als Arbeitswanderer zugelassen zu 
werden. Wollten sie nicht auf Dauer von ihren Familien im Herkunftsland getrennt 
leben, standen sie vor der Alternative einer endgültigen Rückkehr oder eines Famili-
ennachzugs in die Bundesrepublik. Die Folge war, dass die Zahl derer stieg, die blie-
ben und ihre Familien nachholten.“122

120Vgl. Castles, Here for good, S. 11-15; Pagenstecher, Ausländerpolitik und Immigranteni-
dentität, S. 21.

122Oltmer, Migration im 19. und 20. Jahrhundert, S. 54. Damit übereinstimmend konsta-
tierte die Unabhängige Kommission „Zuwanderung“ unter dem Vorsitz von Rita Süssmuth 
im Jahre 2001: „Die auf dem Wege des Familiennachzugs einreisenden Personen bilden 
neben Asylbewerbern und Spätaussiedlern die quantitativ bedeutendste Zuwanderungs-
gruppe. Der wesentlichste Grund hierfür liegt in der Verfestigung des Aufenthalts der seit 
Mitte der fünfziger Jahre angeworbenen ausländischen Arbeitskräfte („Gastarbeiter“), die 
nach dem Anwerbestopp im Jahr 1973 in immer stärkerem Maße ihre Familien nachziehen 
ließen.“ Unabhängige Kommission "Zuwanderung", Zuwanderung gestalten, S. 188.

121Vgl. Castles, Here for good, S. 13; Currle, Migration in Europa, S. 19; Müller-Schnei-
der, Zuwanderung in westliche Gesellschaften, S. 253; Pagenstecher, Ausländerpolitik und 
Immigrantenidentität, S. 21; Unabhängige Kommission "Zuwanderung", Zuwanderung 
gestalten, S. 188.
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Die zentrale These lautet, dass in der Bundesrepublik Deutschland hinter dem 
Migrationsaufkommen seit der Rezession von 1973 hauptsächlich der Familien-
nachzug stehe. „Nach dem Anwerbestopp für Gastarbeiter vom 23. November 
1973 zogen weiterhin ausländische Migranten nach Deutschland. Die angewor-
benen Arbeitsmigranten holten im Laufe der Zeit Ehepartner und Familienange-
hörige nach. Zwischen 1973 und 1980 wurden amtlicherseits circa 3,35 Millionen 
Zuzüge von ausländischen Staatsangehörigen registriert. Da es in diesem Zeit-
raum keine Anwerbeprogramme mehr gab und die Zahl der Asylsuchenden 
relativ gering war (von 1973 bis 1980 circa 239.000 Asylantragsteller), kann ver-
mutet werden, dass circa 3 Millionen Zuzüge von ausländischen Staatsangehöri-
gen auf das Konto des Ehegatten- und Familiennachzugs gingen“.123

Es soll im Folgenden gezeigt werden, dass die scheinbar überragende Bedeu-
tung des Familiennachzugs in den 1970er Jahren sich stark relativiert, wenn das 
gesamte Migrationsgeschehen der Bundesrepublik Deutschland, welches sich aus 
den Zuzügen und den Fortzügen zusammensetzt, in den Blick genommen wird. 
Auf der Grundlage der amtlichen Bevölkerungs- und Wanderungsstatistiken des 
Statistischen Bundesamtes124 soll der Nachweis geführt werden, dass der Anwer-
bestopp von 1973 weder eine verstärkende Wirkung auf den Familiennachzug 
zeitigte, noch bei Betrachtung der Nettomigration in den Jahren 1973 bis 1980 
eine Zunahme der Einwanderung über die abhängige Migration zu verzeichnen 
ist. Unabhängig von der Frage der quantitativen Bedeutung des Familiennachzugs 
herrscht jedoch Einigkeit darüber, dass in den 1970er Jahren eine Verstetigung 
der Zuwanderung in großem, nicht erwartetem Ausmaße zu konstatieren ist.125 
Aus vielen als Gastarbeiter angeworbenen ausländischen Arbeitnehmern und 
ihren Familien wurden Einwanderer.

Im Folgenden sollen die den Familiennachzug betreffenden Entwicklungsten-
denzen dieser Zeitphase nachgezeichnet werden. Dabei wird der Schwerpunkt auf 
den im vorausgehenden Kapitel schon detaillierter behandelten Hauptherkunfts-
ländern der Migration in die Bundesrepublik Deutschland liegen.

123Lederer, Indikatoren der Migration, S. 134.
124Die Daten werden, insofern dies möglich ist, der Zusammenstellung entnommen von: 
Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 155-227.
125Vgl. Castles, Here for good, S. 8; Heckmann, Die Bundesrepublik: Ein Einwanderungs-
land? S. 190-191; Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland,S. 232; Kiel-
mansegg, Das geteilte Land, S. 399-400; Meier-Braun, Integration und Rückkehr?, S. 93; 
Pagenstecher, Ausländerpolitik und Immigrantenidentität, S. 21; Repräsentativuntersu-
chung '80, S. 4-5; Rist, Guestworkers in Germany, S.57.
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2.4.2	� Der Anwerbestopp vom 23. November 1973

2.4.2.1 � Die Vorgeschichte des Anwerbestopps
Seit dem Beginn der 1970er Jahre begannen die politisch Verantwortlichen 
in der Bundesrepublik Deutschland die Folgen der Anwerbung ausländischer 
Arbeitnehmer zunehmend skeptischer einzuschätzen.126 Bei einer Konferenz 
über den europäischen Arbeitsmarkt im März 1972 stellte Arbeitsminister Wal-
ter Arendt in einer Rede fest, dass aufgrund des oft vollzogenen Nachzugs von 
Familienangehörigen die regionale Mobilität der ausländischen Arbeitnehmer 
abgenommen habe. Weiterhin führten die „billigen Arbeitskräfte“ dazu, dass in 
der Industrie Investitionen zu Rationalisierungen unterlassen würden und durch 
diesen modernisierungshemmenden Effekt mittelfristig die internationale Wett-
bewerbsfähigkeit der deutschen Industrie gefährdet werde. Schließlich führten 
die angeworbenen Ausländer mit ihren Familien zu einem ständig steigenden 
Bedarf an Infrastruktur- und Fürsorgemaßnahmen.127 Es drängte sich vielen der 
Eindruck auf, „es sei der gesamtgesellschaftliche Grenznutzen des Imports von 
Arbeitskräften längst erreicht, die Zuwanderung erzeuge Neben- und Folgekosten 
im Bereich der sozialen Infrastruktur, die den ökonomischen Nutzen bereits weit 
überstiegen“.128

In Folge dieser zunehmend kritischen Bewertung des Nutzens ausländischer 
Arbeitskräfte wollte die Bundesregierung schon ab Herbst 1972 die Anwerbe-
zahlen reduzieren. Im November sperrte sie den so genannten „Zweiten Weg“ 
der direkten namentlichen Anwerbung durch die Unternehmen. Dabei hatten 
sich die Unternehmen von ihren bewährten ausländischen Arbeitern Verwandte 
empfehlen lassen, die sie dann beim Arbeitsamt anforderten. Obwohl sie dann 
das Risiko einer Fehlvermittlung selbst zu tragen hatten, schätzten viele Unter-
nehmer die leichtere betriebliche Eingliederung, wenn Bekanntschafts- und Ver-
wandtschaftskontakte vorhanden waren. Allerdings entstand auf diese Weise eine 
Kettenmigration, durch welche Großfamilien nach Deutschland einwanderten. 
Als weiteren Schritt zur Reduzierung der Anwerbezahlen wurde im Juni 1973 
die Vermittlungspauschale129 für die Unternehmen und die Anforderungen an die 

126Eine ausführliche Schilderung der Entwicklung der bundesdeutschen Migrationspo-
litik bis zum Anwerbestopp 1973 findet sich bei Berlinghoff, Das Ende der ›Gastarbeit‹,  
S. 141-246.
127Vgl. Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland, S. 228.
128Rudloff, Im Schatten des Wirtschaftswunders, S. 428.
129Erhöhung der Gebühr für die Vermittlung ausländischer Arbeitnehmer aus Nicht-EG-
Ländern von 300 DM auf 1000 DM. Vgl. Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in 
Deutschland, S. 228.
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Unterkünfte erhöht. Sollten diese Maßnahmen nicht greifen, wurde die Einfüh-
rung einer Wirtschaftsabgabe für die Beschäftigung von Ausländern erwogen.130

2.4.2.2 � Der Anwerbestopp vom 23. November 1973
Die konsequente Durchführung dieser Maßnahmen wurde allerdings durch den 
generellen Anwerbestopp131 für ausländische Arbeitnehmer hinfällig, welcher 
am 23. November 1973 von der deutschen Bundesregierung verfügt wurde. Der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung Walter Arendt wies den Präsiden-
ten der Bundesanstalt für Arbeit per Fernschreiben an, bei auslaufenden Verträ-
gen von ausländischen Arbeitnehmern „streng zu prüfen, ob eine Erneuerung 
der Arbeitserlaubnis auf Grund der Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes 
verantwortet werden kann.“132 Der Präsident der Bundesanstalt setzte die Wei-
sung in einem Erlass vom 26. November 1973 um, wonach sowohl bei erstmali-
ger als auch bei erneuter Beantragung der Arbeitserlaubnis unter Anlegung eines 
strengen Maßstabes besonders sorgfältig geprüft werden solle, ob Vermittlungs-
möglichkeiten für deutsche und ihnen gleichgestellte nichtdeutsche Arbeitnehmer 
durch die Erteilung der Arbeitserlaubnis beeinträchtigt bzw. künftig beeinträchtigt 
werden könnten. Ferner sei zu prüfen, ob nicht durch die Mobilisierung inlän-
discher Reserven der Arbeitskräftebedarf gedeckt werden könne oder aber dem 
Betrieb andere Maßnahmen zur Behebung des Kräftebedarfs zugemutet werden 
könnten.133 „Da die erwartete ›strenge Prüfung‹ einer Anweisung zur Verweige-
rung der Arbeitserlaubnis gleichkam, wurde daraus mittelfristig eine Sperre für 
legale Arbeitsmigration aus nicht-westlichen Drittstaaten mit der Option, die Zahl 
der in der Bundesrepublik beschäftigten Ausländer zu senken.“134 Bemerkenswert 
ist, dass vor dieser wichtigsten ausländerpolitischen Maßnahme der 1970er Jahre 
weder der Deutsche Bundestag noch die Bundesanstalt für Arbeit konsultiert wur-
den. Die türkischen Behörden erfuhren von dem Erlass erst durch die Presse.135

130Vgl. Pagenstecher, Ausländerpolitik und Immigrantenidentität, S. 40, 48; Meier-Braun, 
Integration und Rückkehr?, S. 11-12.
131Zur Zeit des Erlasses war im öffentlichen Sprachgebrauch dafür die Bezeichnung „Aus-
länderstopp“ vorherrschend. Vgl. Statistisches Bundesamt, Wanderungen 1973, S. 709.
132Zitiert nach Franz, Energiekrise und Ausländerbeschäftigung, S. 350.
133Vgl. Franz, Energiekrise und Ausländerbeschäftigung, S. 350.
134Berlinghoff, Das Ende der ›Gastarbeit‹, S. 252.
135Vgl. Pagenstecher, Ausländerpolitik und Immigrantenidentität, S. 48.
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Die Koinzidenz des Anwerbestopps mit dem Ölboykott durch die arabischen 
Staaten im Oktober 1973 wurde von der deutschen Regierung zur Legitimation 
dieser Maßnahme genutzt. Die Bundesregierung stellte den Anwerbestopp als 
prophylaktische und vorübergehende Maßnahme angesichts des aus der Ener-
gieverknappung resultierenden Konjunktur- und Beschäftigungsrisikos dar. So 
wurde die Ölkrise zur Erklärung und Begründung der Beendigung des Anwer-
bens ausländischer Arbeitnehmer herangezogen.136 „Tatsächlich aber war diese 
nicht mehr als ein verstärkendes Moment und zudem ein günstiger Anlaß, den 
Zustrom ausländischer Arbeiter ohne große Widerstände von seiten der Entsen-
deländer und ohne langwierige Diskussion in der deutschen Öffentlichkeit über 
die sozialen Folgen dieser Maßnahme einzudämmen und die Zahl der Ausländer 
zu senken. Der Zusammenhang zwischen der jahrelangen Kosten-Nutzen-Diskus-
sion und dem Anwerbestop wurde auf diese Weise in den Hintergrund gedrängt, 
der «Ölschock» schien die Ursache für die Wende der deutschen Ausländerpolitik 
zu sein.“137 In den Hauptentsendeländern löste der Anwerbestopp jedoch hef-
tige Reaktionen aus. So versetzte beispielsweise die türkische Öffentlichkeit die 
Aussicht, dass in Zukunft keine weiteren Arbeiter mehr in die Bundesrepublik 
Deutschland vermittelt werden könnten und womöglich die schlagartige Rück-
kehr Tausender Arbeitsmigranten bevorstehe, in helle Aufregung. Die türkische 
Regierung versuchte daraufhin einerseits, die türkische Öffentlichkeit zu beru-
higen, andererseits, die bundesdeutsche Regierung dazu zu bewegen, die Türkei 
vom Anwerbestopp auszunehmen. Das Antragen dieses Begehrens stieß jedoch 
bei der deutschen Regierung auf Ablehnung.138 Nicht betroffen vom Anwerbe-
stopp waren jedoch der Zuzug von Angehörigen aus EG-Ländern und der Zuzug 
zum Zwecke der Familienzusammenführung.139

2.4.2.3 � Auswirkungen des Anwerbestopps
Der Anwerbestopp wurde in einer Zeit erlassen, die einen gravierenden Ein-
schnitt für die gesamte westliche Welt darstellte. Im Herbst 1973 hatten alle 
westlichen Industrienationen an den Auswirkungen der Weltwirtschaftskrise, 

136Vgl. Bethlehem, Heimatvertreibung, DDR-Flucht, Gastarbeiterwanderung, S. 157-158; 
Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland, S. 229; Pagenstecher, Ausländer-
politik und Immigrantenidentität, S. 48.
137Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland, S. 229.
138Vgl. Hunn, »Nächstes Jahr kehren wir zurück …«, S. 329-330.
139Vgl. Repräsentativuntersuchung '80, S. 4; Statistisches Bundesamt, Wanderungen 1973, 
S. 709.
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dem Zusammenbruch der Weltwirtschaftsordnung, der Ölpreiskrise und einer 
extrem hohen Inflation zu leiden. Nach über einem Vierteljahrhundert fast 
ununterbrochenen wirtschaftlichen Aufschwungs stand man nun vor einem his-
torischen Moment, der sich als der Beginn einer Krisen- und Umbruchdekade 
herausstellen sollte. Mit der Herausbildung eines Sockels der Arbeitslosigkeit, 
der Belastung der sozialen Sicherungssysteme oder der Abhängigkeit von fossi-
len Brennstoffen zeigten sich erstmals viele der wirtschaftspolitischen Probleme, 
welche bis in die Gegenwart zu einer ständigen Belastung und Herausforderung 
für die Gesellschaft und die Politik werden sollten.140 In Deutschland führte 
die Weltwirtschaftskrise zu einer Phase der Stagflation. Diese zeichnete sich 
durch schwaches bis rückläufiges Wirtschaftswachstum, Inflation und steigende 
Arbeitslosigkeit aus. Den Tiefpunkt der wirtschaftlichen Lage bildete das Jahr 
1975, in welchem fast alle Sektoren der Wirtschaft von der Krise erfasst waren. 
Das Bruttosozialprodukt sank in diesem Jahr erstmals in der Geschichte der Bun-
desrepublik deutlich und die Arbeitslosenquote verdoppelte sich fast innerhalb 
eines Jahres von 2,5 Prozent im Jahre 1974 auf 4,7 Prozent im Jahre 1975.141 
Die Schwäche auf dem Arbeitsmarkt bekamen dabei die ausländischen Arbeit-
nehmer überproportional zu spüren. Ihre Arbeitslosenquote stieg innerhalb eines 
Jahres von 2,9 Prozent im Jahre 1974 auf 6,8 Prozent im Jahre 1975 an.142 Dies 
ist darauf zurückzuführen, dass ausländische Arbeitnehmer oft in befristeten 
Arbeitsverhältnissen standen und aufgrund ihrer meist niedrigen Qualifikation in 
Wirtschaftsbereichen der Industrie tätig waren, welche besonders stark von der 
Strukturkrise betroffen waren.143

Der Anwerbestopp im Jahre 1973 führte keineswegs sofort zu einer bundesweit 
einheitlichen Regelung bezüglich der Praxis der Erteilung und Verlängerung von 
Arbeits- und Aufenthaltsgenehmigungen ausländischer Antragsteller.144 Die Ziele 
der möglichst kurzen Gültigkeitsdauer zukünftig zu erteilender Arbeitserlaubnisse, 
der Versagung ihrer Verlängerung und ihrer Beschränkung auf einen bestimmten 
Beruf, Betrieb und Geltungsbereich, ließen sich nur bedingt umsetzen, da sie erheb-
lich von der geltenden Arbeitserlaubnisverordnung abwichen. Schnell wurde auch 
klar, dass Arbeitnehmer mit einem fünfjährigen ununterbrochenen Aufenthalt in der 
Bundesrepublik auch künftig unabhängig von der Lage auf dem Arbeitsmarkt eine 

140Vgl. Prollius, Deutsche Wirtschaftsgeschichte, S. 180-181.
141Vgl. Sachverständigenrat, Jahresgutachten 1984/85, S. 68.
142Vgl. Geiß/Reichow/Schmidt/Winkler-Pöhler, Bericht zur Ausländerbeschäftigung, S. 61.
143Vgl. Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland, S. 237.
144Vgl. Franz, Energiekrise und Ausländerbeschäftigung, S. 350.
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uneingeschränkte Arbeitserlaubnis erhalten würden.145 Somit zeigte der Anwerbe-
stopp seine unmittelbare Wirkung primär bei der Verhinderung der Anwerbung neuer 
Arbeitskräfte aus den Entsendeländern. Da die Bundesregierung wenig Bereitschaft 
zeigte, Forderungen der Wirtschaft nach Ausnahmegenehmigungen nachzugeben,146 
resultierte daraus ein schneller und signifikanter Rückgang des Zuzugs ausländischer 
Erwerbspersonen über die bundesdeutsche Staatsgrenze. Als Ergebnis des Anwerbe-
stopps reduzierte sich der Zuzug von ausländischen Erwerbspersonen auf das Bun-
desgebiet von 544 Tausend im Jahre 1973 auf 217 Tausend im Jahre 1974 um 60 
Prozent. Im darauf folgenden Jahr 1975 zeigte sich ein weiterer starker Rückgang 
auf 138 Tausend zuziehenden ausländischen Erwerbspersonen.147 Der Anwerbestopp 
hatte somit auf dem Gebiet der Neuanwerbung ausländischer Arbeitnehmer zur 
gewünschten schnellen Reduzierung der Zahlen geführt. (Abbildung 2.4) Als Schat-
tenseite dieser Maßnahme stieg allerdings in den Jahren nach 1973 die illegale 
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Abbildung 2.4   Zuzüge von ausländischen Erwerbspersonen in die Bunderepublik 
Deutschland 1973-1981. (Datenquelle: Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 
1975-1983)

145Vgl. Hunn, »Nächstes Jahr kehren wir zurück …«, S. 333-334.
146Ausgenommen vom Anwerbestopp wurden lediglich ausländische Krankenschwes-
tern, Werkvertragsarbeitnehmer und das Koreaprogramm der Ruhrkohle AG. Vgl. Hunn, 
»Nächstes Jahr kehren wir zurück …«, S. 331.
147Vgl. Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 1975-1977. Die Anzahl der ein-
reisenden ausländischen Erwerbspersonen ging trotz des Anwerbestopps nicht auf Null 
zurück, weil in die Statistik folgende Ausländer mit eingingen: a) junge ausländische Män-
ner, welche ihren Militärdienst im Herkunftsland abgeleistet hatten, und danach zurück-
kehrten, b) ausländische Erwerbspersonen, welche von den Ausnahmeregelungen des 
Anwerbestopps profitierten, c) Ausländer, welche mit Deutschen verheiratet waren. Vgl. 
Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 120.



58 2  Demografisch-migrationshistorische Erfassung des Familiennachzugs …

Einreise und Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer drastisch an. Wurden vor 
dem Anwerbestopp nur eine geringe Zahl irregulär beschäftigter Ausländer ange-
nommen, gingen Schätzungen im Jahre 1975 schon von 200 Tausend bis 300 Tau-
send „illegaler“ ausländischer Arbeiter auf dem Bundesgebiet aus.148

Beabsichtigtes Ziel des Anwerbestopps war neben der Beschränkung des Zuzugs 
neuer ausländischer Arbeitskräfte eine kontinuierliche Reduktion des Bestands der 
zugezogenen Arbeitnehmer und ihrer Familien. Ausreichende Erfolgsaussichten 
schienen dadurch gewährleist, dass im Jahre 1973 von den insgesamt fast vier Mil-
lionen Ausländern im Bundesgebiet 2,5 Millionen149 in einer Beschäftigung stan-
den. Administrativ sollte dies durch eine sehr restriktive Politik der Erneuerung 
befristeter Arbeitserlaubnisse erreicht werden. So sollte bei einer erneuten Bean-
tragung einer Arbeitserlaubnis unter Anlegung eines strengen Maßstabes geprüft 
werden, ob nicht der Arbeitskräftebedarf durch die Vermittlung von deutschen 
oder ihnen gleichgestellten Arbeitnehmern gedeckt werden könne. In Anbetracht 
der Tatsache, dass immer noch die Mehrzahl der ausländischen Arbeitnehmer in 
un- bzw. angelernten Tätigkeiten beschäftigt war, schien eine Substitution auslän-
discher Arbeitskräfte durch arbeitslos gewordene deutsche Arbeitnehmer relativ 
leicht durchführbar. Grundlegend war weiter die Annahme, dass auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt nicht mehr benötigte ausländische Arbeitnehmer wieder umgehend in 
ihre Heimatländer zurückkehren würden und gegebenenfalls dabei auch ihre inzwi-
schen in Deutschland ansässig gewordenen Familienmitglieder mitnehmen würden. 
Für diese Annahme sprach, dass in der Phase der letzten Rezession in den Jahren 
1966 und 1967 dieselbe Entwicklung prognostiziert worden war und auch statis-
tisch eindeutig nachgewiesen werden konnte.

Doch wie verhielten sich die ausländischen Arbeitnehmer und ihre Familien in 
der Rezession der 1970er Jahre? Zahlreiche Publikationen gehen davon aus, dass 
in den Jahren nach dem Anwerbestopp eine mit folgenschweren gesellschaftli-
chen Belastungen einhergehende neuartige Entwicklung eintrat, bei welcher der 
Familiennachzug eine entscheidende Rolle spielte. Diese Entwicklung wird mit 
dem mitunter verwendeten Begriff des Bumerangs anschaulich beschrieben.150 

148Vgl. Hunn, »Nächstes Jahr kehren wir zurück …«, S. 354; Berlinghoff, Das Ende der ›Gast-
arbeit‹, S. 257; Rist, Guestworkers in Germany, S. 78.
149Bei der für 1973 zur Verfügung stehenden Zahlenangabe handelt es sich um ein aus dem 
Meldeverfahren zur Sozialversicherung von der Bundesanstalt für Arbeit hochgerechne-
tes Ergebnis. Vgl. Bethlehem, Heimatvertreibung, DDR-Flucht, Gastarbeiterwanderung, 
S. 125.
150Die Metapher des Bumerangs bezieht sich auf den Versuch, ein Stück Holz wegzuwer-
fen, nicht ahnend, dass es sich dabei um einen Bumerang handelt. Das Tertium Compa-
rationis besteht in der nicht erwünschten, der ursprünglichen Intention einer Maßnahme 
gegenläufigen Folgewirkung. Vgl. Bade, Ausländer, Aussiedler, Asyl, S. 45-46; Bade, Ein-
heimische Ausländer, S. 396.
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Dieser Bumerang-Effekt wird dafür verantwortlich gemacht, dass durch den 
Familiennachzug aus einer ursprünglich zeitlich befristet geplanten Arbeitsmi
gration eine unkontrollierbare fortwährende Einwanderung wurde.151 Im Folgen-
den soll dieser von vielen konstatierte Effekt beschrieben und kritisch daraufhin 
untersucht werden, inwieweit er durch die zur Verfügung stehenden Migrations-
statistiken als erwiesen gelten kann.

Beim Bumerang-Effekt handelt es sich um die These, dass der Anwerbestopp 
aus dem Jahre 1973 letztlich nicht das intendierte Ziel der kontinuierlichen Reduzie-
rung der Zahlen der ausländischen Arbeitnehmer und ihrer Familien in Deutschland 
erreichte, sondern das Gegenteil, den vermehrten Zuzug ausländischer Familienan-
gehöriger in die Bundesrepublik Deutschland. Damit einhergehend diagnostiziert er, 
dass der Anwerbestopp die Umwandlung befristeter in unbefristete Aufenthalte von 
Ausländern förderte. „Damals waren Ausländer mit so langen Aufenthaltszeiten noch 
eine Minderheit. Das änderte sich seit dem Anwerbestop von 1973, der mit seinen 
flankierenden Maßnahmen zu einem Bumerang in der Ausländerpolitik wurde: Er 
blockierte zwar den weiteren Arbeitskräftezustrom. Bei der schon ansässigen Aus-
länderbevölkerung aber beendete er die ohnehin schon abnehmende Fluktuation 
von ‚Gastarbeitern’ zwischen der Bundesrepublik und Herkunftsländern; denn nun 
konnte aus freiwilliger Rückkehr auf Zeit ein unfreiwilliger Abschied für immer wer-
den. Viele blieben aus diesem Grund und zogen ihre Familienmitglieder nach.“152 
Anstatt somit die mit der Arbeitsmigration verbundenen, immer größer gewordenen 
Belastungen für die bundesdeutsche Gesellschaft durch den Anwerbestopp zu redu-
zieren, wurde demnach das Gegenteil erreicht. „Das Kalkül des Anwerbestops war 
nicht aufgegangen, die Zahl der Ausländer in Deutschland nicht zurückgegangen, 

151Vgl. Bade, Ausländer, Aussiedler, Asyl, S. 45-46; Bade, Einheimische Ausländer, S. 396; 
Bischoff/Teubner, Zwischen Einbürgerung und Rückkehr, S. 27; Castles, Here for good, 
S. 4; Currle, Migration in Europa, S. 19; Geiß/Reichow/Schmidt/Winkler-Pöhler, Bericht 
zur Ausländerbeschäftigung, S. 19-20; Han, Frauen und Migration, S. 36-37, Herbert, 
Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland, S. 232; Hunn, »Nächstes Jahr kehren wir 
zurück …«, S. 343; Rudolph, Die Dynamik der Einwanderung, S. 170; Unabhängige Kom-
mission "Zuwanderung", Zuwanderung gestalten, S. 188; Velling, Immigration to Germany 
in the Seventies and Eighties, S. 7, 17.
152Bade, Ausländer, Aussiedler, Asyl, S. 45-46. Petrus Han konstatiert zwar eine zahlrei-
che Heimkehr von Arbeitsmigranten nach 1973, argumentiert aber in der Sache identisch: 
„Der generelle Anwerbestopp von „Gastarbeitern“ vom 23. November 1973 hatte nicht 
zum erhofften Rückgang der Ausländerzahl geführt. Wegen der wirtschaftlichen Rezession 
und der wachsenden Arbeitslosigkeit sind zwar viele angeworbene Arbeitsmigranten in ihre 
Heimat zurückgekehrt, ihre Zahl ist jedoch durch die Familienzusammenführung der hier 
Verbliebenen mehr als substituiert worden.“ Han, Soziologie der Migration 2010, S. 183.
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sondern im Gegenteil angestiegen. Alle Anzeichen deuteten zudem darauf hin, daß 
immer mehr Ausländer auf längere Zeit, wenn nicht auf Dauer, in der Bundesrepu-
blik bleiben wollten - sie holten ihre Familien nach, zogen aus den Wohnheimen in 
(möglichst billige) Mietwohnungen, ihre Sparquote sank, ihr Konsumanteil wurde 
höher, und die Verbindungen zur Heimat wurden lockerer, vor allem bei den Kindern 
der Gastarbeiter“.153

Es herrscht somit in der Migrationsforschung weitgehend Konsens darin, dass 
der Anwerbestopp zwei nicht intendierte Folgen mit gravierenden Auswirkungen 
zeitigte: Erstens kehrten viele angeworbene Ausländer mit ihren Familien nicht 
mehr, wie ursprünglich beabsichtigt, in ihre Heimatländer zurück, weil ihnen die 
Möglichkeit einer erneuten Einreise durch den Anwerbestopp genommen wurde. 
Zweitens holten viele der sich nun auf einen längeren bis dauerhaften Aufenthalt 
im Bundesgebiet einstellenden Zuwanderer ihre restlichen Familienmitglieder 
nach.

Im Folgenden soll der Versuch unternommen werden, diese Thesen anhand 
des zur Verfügung stehenden statistischen Datenmaterials kritisch zu hinterfragen. 
Gemäß der Themenstellung dieser Arbeit wird der Schwerpunkt dabei auf der 
Frage der Entwicklung des Familiennachzugs nach dem Anwerbestopp liegen.

2.4.3	� Der Familiennachzug von Ausländern in die 
Bundesrepublik Deutschland nach dem 
Anwerbestopp

Da die amtlichen Statistiken für den zu untersuchenden Zeitraum von 1973 
bis 1981 keine Daten für den Familiennachzug bzw. die abhängige Migra-
tion ausweisen, ist es erforderlich, den Familiennachzug mittels des Merk-
mals „Erwerbstätig-Nichterwerbstätig“ aus den Bevölkerungsbewegungen von 
Ausländern indirekt zu erschließen. Wie oben im Kapitel 2.1.2.2. Quantita-
tive Bestimmung des Familiennachzugs ausgeführt, kann davon ausgegangen 
werden, dass die Validität der Ermittlung des Familiennachzugs über das Merk-
mal „Erwerbstätig-Nichterwerbstätig“ für die 1970er Jahre gegeben ist.154

153Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland, S. 232.
154Vgl. Bethlehem, Heimatvertreibung, DDR-Flucht, Gastarbeiterwanderung. S. 124, 
Lederer, Indikatoren der Migration, S. 130; Statistisches Bundesamt, Wanderungen 1975, 
S. 553.
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Die vielfach konstatierte Entwicklung, dass nach dem Anwerbestopp vom 
November 1973 weniger ausländische Arbeitnehmer mit ihren Familien in die 
Heimat zurückkehrten und stattdessen mehr ihre Familienangehörigen in die 
Bundesrepublik nachholten, sollte sich in der Statistik derart niederschlagen, dass 
nach 1973 weniger Nicht-Erwerbspersonen aus Deutschland fortzogen, wohinge-
gen der Zuzug von Nicht-Erwerbspersonen ansteigen sollte. Diese Entwicklung 
müsste sich auch in einem starken Anwachsen der Nettomigration, also der Dif-
ferenz zwischen den Zuzügen und Fortzügen von Nicht-Erwerbspersonen nieder-
schlagen. Die in Abbildung 2.5 dargestellten Statistiken zeichnen allerdings ein 
anderes Bild.

Blickt man auf die Zuzüge von ausländischen Nicht-Erwerbspersonen, so 
zeigt sich, dass keineswegs ab dem Jahr 1974 ein stetiger Anstieg zu verzeichnen 
ist. Vielmehr sinkt die Zahl der Zuzüge von 325 Tausend im Jahre 1973 bis zum 
Jahre 1975 auf 228 Tausend, um danach wieder leicht zu steigen, jedoch bis 1980 
nicht mehr das Ausmaß von 1973 erreichend. Ein Erstarken des Familiennach-
zugs nach dem Anwerbestopp lässt sich somit statistisch nicht nachweisen. Viel-
mehr bewegt er sich meist unter dem Niveau der frühen 1970er Jahre.

Auch die These, dass nach dem Anwerbestopp ausländische Arbeitnehmer 
mit ihren Familien nur noch stark reduziert in ihre Heimat zurückkehrten, lässt 
sich empirisch nicht belegen. Im Gegenteil lässt sich die Aussage treffen, dass die 
Zahl der Fortzüge von ausländischen Nicht-Erwerbspersonen in allen Jahren nach 
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ausländischen Nicht-Erwerbspersonen 1967-1981. (Datenquelle: Statistisches Bundesamt, 
Statistisches Jahrbuch 1968-1982)
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dem Anwerbestopp höher war als im Jahr 1973 selbst. Diese Entwicklung führt 
im Saldo zu einer negativen Nettomigration von Nicht-Erwerbspersonen in den 
Jahren 1975 bis 1977 und einer im Vergleich zu den frühen 1970er Jahren stark 
reduzierten Nettomigration in den Jahren 1974, 1978 und 1979.

Anhand dieser Migrationsdaten kann nicht vom Zeitraum von 1973 bis 1981 
als einer Phase verstärkten Familiennachzugs gesprochen werden. Vielmehr 
scheint der Schwerpunkt des größten Netto-Zuzugs durch den Familiennachzug 
in der Phase zwischen 1969 und 1973 zu liegen, also in der Phase, in der noch 
aktive Zuwanderungspolitik durch die Bundesrepublik betrieben wurde.

Diesen Sachverhalt bestätigt auch der differenzierte Blick auf die Entwicklung 
der Nettomigration von Nicht-Erwerbspersonen aus den sechs Hauptanwerbeländern 
der Bundesrepublik Deutschland. Die Reihung der Betrachtung folgt dem histori-
schen Verlauf der durch die Anwerbung hervorgerufenen Migrationsbewegungen.

2.4.3.1 � Der Familiennachzug aus Italien
Das Wanderungsverhalten zwischen Italien und der Bundesrepublik Deutschland 
ist stark durch die Zugehörigkeit beider Staaten zur Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft geprägt. Durch die Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 vom 15. Okto-
ber 1968,155 welche die Freizügigkeit der Arbeitnehmer der Mitgliedsstaaten 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft herstellte, konnten die italienischen 
Arbeitnehmer seit 1968 frei bestimmen, in welchem Land der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft sie sich, gegebenenfalls auch mit ihren Familien, niederlas-
sen wollten.156

Diese Freizügigkeit führte jedoch keineswegs, wie damals von vielen befürch-
tet, zu einem starken Anstieg der Zuwanderung italienischer Arbeitskräfte nach 
Deutschland. Tatsächlich sank selbst in den Jahren der massiven Anwerbung von 
ausländischen Arbeitnehmern die Zahl der aus Italien einreisenden ausländischen 
Erwerbspersonen kontinuierlich von 155 Tausend im Jahre 1969 auf 110 Tau-
send im Jahre 1973.157 Im Unterschied zu den anderen Anwerbeländern machte 
sich die gewährte Freizügigkeit der Arbeitnehmer nach dem Anwerbestopp darin 
bemerkbar, dass sich der Zuzug italienischer Arbeitnehmer zwar in den darauffol-
genden Jahren um über 50 Prozent verringerte, damit aber bei weitem nicht die 
drastischen Rückgangsquoten der anderen Länder erreichte. (Abbildung 2.6)

155Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 des Rates vom 15. Oktober 1968 über die Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft.
156Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 145; Werner, Freizü-
gigkeit der Arbeitskräfte, S. 328.
157Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 164.
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Parallel dazu verlief auch die Entwicklung des in Abbildung 2.7 gezeigten 
Familiennachzugs. In den Jahren der Rezession nach 1973 verringerten sich die 
Zuzüge bis 1975 um 50 Prozent, wohingegen die Zahl der Fortzüge von Famili-
enangehörigen ab 1974 um ca. 20 Prozent anstieg und bis 1981 weiter ein hohes 
Niveau hielt. Werden die Zuzüge mit den Fortzügen von Familienangehörigen 
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in Beziehung gesetzt, ergibt sich für die Jahre 1974 bis 1980 eine durchgehend 
negative Nettomigration von Familienangehörigen ausländischer Erwerbsperso-
nen aus Italien.

2.4.3.2 � Der Familiennachzug aus Griechenland
Zuwanderung und Nettomigration aus Griechenland sind dadurch geprägt, dass 
sie, mit Ausnahme der Rezessionsjahre 1966/67, bis 1970 stetig anstiegen, um 
danach wieder stark zu sinken. Es ist beachtenswert, dass sich schon vor dem 
Anwerbestopp die Nettomigration aus Griechenland so stark verringerte, dass 
sie sich schließlich im Jahre 1973 ins Negative kehrte.158 Diese Entwicklung ist 
sowohl hinsichtlich der Nettomigration von Erwerbspersonen159 (Abbildung 2.8) 
als auch von Nicht-Erwerbspersonen (Abbildung 2.9) aus Griechenland zu beob-
achten. In den Jahren nach dem Anwerbestopp verstärkte sich diese Tendenz.

Die hohe Nettomigration von Nicht-Erwerbspersonen, das heißt Familienan-
gehörigen, bis zum Jahre 1971 weist die länderspezifische Besonderheit auf, dass 
darunter im Vergleich zu den anderen Anwerbeländern ein hoher Anteil an Kin-
dern zu verzeichnen ist. Dies lässt sich aus der Begebenheit schließen, dass bei 
den Zuzügen von ausländischen Arbeitnehmern aus Griechenland seit den frühen 
1960er Jahren traditionell die Frauenquote sehr hoch war. So lag in den späten 
1960er Jahren, im Unterschied zu 15 Prozent bei den Italienern, die Frauenquote 
bei den Zuzügen von Erwerbspersonen aus Griechenland bei ungefähr 40 Pro-
zent. Dieser hohe Prozentsatz an berufstätigen Frauen aus Griechenland förderte 
das verstärkte Nachziehen ihrer Kinder in die Bundesrepublik. Diese Entwick-
lung führte dazu, dass im Jahre 1974 die griechische Bevölkerung im Vergleich 
zu den anderen Nationalitäten einen hohen Anteil an Frauen (Abbildung 2.10) 
und mit einem Anteil von 23 Prozent an Kindern unter 16 Jahren die höchste Kin-
derquote aufwies. 160

Die Zuwanderung aus Griechenland zeigt somit von Anfang an keine so starke 
Konzentration auf relativ junge Männer, wie sie beispielsweise bei der Zuwan-
derung aus Italien zu verzeichnen war. Wie wirkte sich dieser Umstand nun auf 
die abhängige Migration nach dem Anwerbestopp aus? Zur Beantwortung die-
ser Frage ist zuerst der Blick auf das Migrationsverhalten der Erwerbspersonen 
zu richten. Bei diesen zeigte sich nach dem Anwerbestopp von 1973 auf 1974 
ein sehr starker Rückgang der Zuzüge um über 50 Prozent. Gleichzeitig stieg 

158Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 161.
159Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 168.
160Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 146-147.
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die sich schon auf einem hohen Niveau befindende Zahl der Fortzüge leicht an. 
Dies führte zu einer stark negativen Nettomigration von Erwerbspersonen aus 
Griechenland in den Jahren von 1973 bis 1980. Dieser Entwicklung folgte das 
Wanderungsverhalten der Nicht-Erwerbspersonen aus Griechenland. Im Jahre 
1976 hatte sich die Zahl der Zuzüge aus Griechenland im Vergleich zu 1973 fast 
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Abbildung 2.9   Bundesrepublik Deutschland: Zuzüge, Fortzüge und Nettomigration von 
ausländischen Nicht-Erwerbspersonen mit Griechenland 1967-1981. (Datenquelle: Booth, 
The migration process in Britain und West Germany, S. 170-174)

Zuzüge, Fortzüge und Nettomigration von ausländischen 
Erwerbspersonen mit Griechenland 1967-1981

Nettomigration von ausl. Erwerbspersonen mit Griechenland
Zuzüge von ausl. Erwerbspersonen aus Griechenland
Fortzüge von ausl. Erwerbspersonen nach Griechenland

1967 1968 1969 1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 1977 1978 1979 1980 1981

in
 T

sd
.

-100,0

-50,0

0,0

50,0

100,0

Abbildung 2.8   Bundesrepublik Deutschland: Zuzüge, Fortzüge und Nettomigration von 
ausländischen Erwerbspersonen mit Griechenland 1967-1981. (Datenquelle: Booth, The 
migration process in Britain und West Germany, S. 164-166)



66 2  Demografisch-migrationshistorische Erfassung des Familiennachzugs …

halbiert, die Zahl der Fortzüge fast verdoppelt. Dies schlug sich in einer relativ 
hohen negativen Nettomigration von Nicht-Erwerbspersonen aus Griechenland 
nieder. Viele griechische Arbeitnehmer kehrten demzufolge in den Jahren nach 
dem Anwerbestopp zusammen mit ihren Familienangehörigen in ihre Heimat 
zurück. Ein durch den Anwerbestopp induzierter verstärkter Familiennachzug aus 
Griechenland lässt sich nicht feststellen.

2.4.3.3 � Der Familiennachzug aus Spanien
Die Wanderungsbewegungen zwischen Spanien und der Bundesrepublik sind mit 
den Wanderungsbewegungen zwischen Griechenland und der Bundesrepublik sehr 
vergleichbar.161 Bei der Zuwanderung von ausländischen Arbeitnehmern aus Spa-
nien handelte es sich ebenso um eine Entwicklung, deren Höhepunkt in den 1960er 
Jahren lag. Die Spitze der Nettomigration von Erwerbspersonen lag im Jahre 1964 
bei 36 Tausend.162 Diese Zahl wurde in den Jahren nach der Rezession 1966/67 
nie wieder erreicht und kehrte sich von 1974 bis 1980 ins Negative. Insgesamt war 
in der Bundesrepublik die Zahl der ausländischen Bevölkerung aus Spanien seit 
1967 niedriger als die Zahl der Ausländer aus Griechenland. Im Vergleich mit der 
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Abbildung 2.10   Bundesrepublik Deutschland: Anteil ausländischer Frauen aus Italien 
bzw. Griechenland an der ausländischen Gesamtbevölkerung aus Italien bzw. Griechen-
land 1974-1981. (Datenquelle: Booth, The migration process in Britain und West Germany, 
S. 223, Statistisches Jahrbuch: 1975-1981)

161Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 146.
162Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 168.
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163Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 224.
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Abbildung 2.11   Bundesrepublik Deutschland: Zuzüge, Fortzüge und Nettomigration von 
ausländischen Erwerbspersonen mit Spanien 1967-1981. (Datenquelle: Booth, The migra-
tion process in Britain und West Germany, S. 164-166)

ausländischen Bevölkerung aus Griechenland war der Anteil an Kindern unter 16 
Jahren bei der Bevölkerung aus Spanien mit 19 Prozent im Jahre 1974 niedriger.163 
Dramatischer als bei Griechenland verlief vor allem der Einbruch bei den Zuzügen 
von Erwerbspersonen aus Spanien nach dem Anwerbestopp. Zogen im Jahre 1973 
noch 33 Tausend ausländische Erwerbspersonen aus Spanien in die Bundesrepublik, 
so waren im Jahre 1974 nur noch 4 Tausend zu verzeichnen.164 (Abbildung 2.11) 
Per Saldo verließen in den Jahren 1974 bis 1980 92 Tausend Arbeitnehmer aus 
Spanien wieder die Bundesrepublik.165 Dieser Zahl entspricht per Saldo der in 
Abbildung 2.12 dargestellte Fortzug von 43 Tausend ausländischer Familienangehö-
rigen als Nicht-Erwerbspersonen nach Spanien. All dies führte zu einem deutlichen 
Rückgang der ausländischen Bevölkerung aus Spanien in der Bundesrepublik. Leb-
ten 1973 noch 287 Tausend gemeldete spanische Ausländer auf dem Bundesgebiet, 
so waren im Jahre 1980 nur noch 180 Tausend zu verzeichnen.166

Der Blick auf die statistisch nachweisbare abhängige Migration bestätigt eine 
Entwicklung, welche für viele Arbeitnehmer und ihre Familienangehörigen aus 

164Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 164.
165Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 168.
166Vgl. Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 1974, 1981.
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Spanien nach dem Anwerbestopp zu einem Fortzug aus der Bundesrepublik führte. 
Die Tatsache, dass sich der Anteil der Frauen an der ausländischen Bevölkerung aus 
Spanien von 39 Prozent im Jahre 1974 auf 42 Prozent im Jahre 1980 erhöhte,167 
liegt eher darin begründet, dass viele männliche Arbeitnehmer fortzogen, als darin, 
dass viele Frauen ihren Männern in die Bundesrepublik folgten.168

2.4.3.4 � Der Familiennachzug aus Portugal
Die Zuwanderung von ausländischen Arbeitnehmern aus Portugal spielte im Ver-
gleich mit den anderen Hauptanwerbeländern eine untergeordnete Rolle. Ihre 
größte Stärke Anfang der 1970er Jahre erreichend, stellten die Zuzüge von Aus-
ländern aus Portugal selbst in ihrer Spitze im Jahre 1973 lediglich 4,5 Prozent der 
gesamten Zuzüge aus dem Ausland dar.169 Die Zusammensetzung der Bevölke-
rung aus Portugal zeichnete sich noch im Jahre 1974 durch einen relativ hohen 
Anteil männlicher Arbeitnehmer und einem geringen Anteil von Kindern unter 
16 Jahren aus.170 Der Anwerbestopp führte im Jahre 1974 zu einem Einbruch bei 

167Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 223, Statistisches 
Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 1974, 1981.
168Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 148.
169Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 158.
170Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 224.
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Abbildung 2.12   Bundesrepublik Deutschland: Zuzüge, Fortzüge und Nettomigration von 
ausländischen Nicht-Erwerbspersonen mit Spanien 1967-1981. (Datenquelle: Booth, The 
migration process in Britain und West Germany, S. 170-174)
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den Zuzügen von Erwerbspersonen aus Portugal um 92 Prozent. Gleichzeitig stie-
gen von 1973 auf 1974 die Fortzüge von Erwerbspersonen nach Portugal um 64 
Prozent an. Daraus resultierte eine negative Nettomigration von ausländischen 
Erwerbspersonen aus Portugal in den Jahren 1974 bis 1980.171 (Abbildung 2.13)

Abbildung 2.14 zeigt jedoch, dass sich bei der Migration von Nicht-Erwerbs-
personen in den Jahren nach dem Anwerbestopp ein zu der entsprechenden Migra
tion aus Italien, Griechenland und Spanien divergentes Verhalten ergab.

Anders als bei diesen Ländern der frühen Anwerbungsphase ließ sich bei der 
Nettomigration von Nicht-Erwerbspersonen aus Portugal in den Jahren 1974 
und 1975 noch ein positiver Saldo verzeichnen. Dieses abweichende Verhalten 
wird damit erklärt, dass es sich bei der Zuwanderung aus Portugal bei vielen 
Arbeitnehmern um ein noch nicht lange Zeit zurückliegendes Ereignis handelte. 
„In common with the other more recently migratory populations of Turks und 
Yugoslavs, the entry of dependants continued after 1973 because there were rela-
tively few dependants then living in West Germany and for those migrant wor-
kers who made the decision to remain in West Germany, the process of family 
reunification began or was accelerated.“172 Diese Entwicklung lässt sich statis-
tisch bis zum Jahre 1975 belegen. Danach scheint diese Form des nachholenden 

171Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 164, 166, 168.
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Abbildung 2.13   Bundesrepublik Deutschland: Zuzüge, Fortzüge und Nettomigration von 
ausländischen Erwerbspersonen mit Portugal 1967-1981. (Datenquelle: Booth, The migra-
tion process in Britain und West Germany, S. 164-166)

172Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 149.
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Familiennachzugs überwiegend abgeschlossen gewesen zu sein. Die Zuzüge von 
Nicht-Erwerbspersonen aus Portugal sanken kontinuierlich, die Fortzüge blieben 
auf relativ hohem Niveau stabil. Per Saldo ist somit auch im Falle Portugals eine 
negative Nettomigration von Nicht-Erwerbspersonen in den Jahren 1975 bis 1980 
nachzuweisen. Die Familiennachzüge schienen schon Mitte der 1970er Jahre 
abgeschlossen, bzw. auf einem Niveau, welches nicht mehr in der Summe zu 
Zuzügen von Familienangehörigen aus Portugal führte.

2.4.3.5 � Der Familiennachzug aus Jugoslawien
In den 1960er und 1970er Jahren war die Zuwanderung aus Jugoslawien von 
großer Bedeutung für die Bundesrepublik Deutschland. Der Höhepunkt der 
Arbeitsmigration aus Jugoslawien lag in den Jahren 1968 bis 1970, in welchen 
Jugoslawien für die Bundesrepublik mit großem Abstand das Hauptentsendeland 
ausländischer Arbeitnehmer wurde.173 Im Jahre 1971 gab es einen Einbruch bei 
der Netto-Migration von Arbeitnehmern aus Jugoslawien von 132 Tausend im Jahr 
1970 auf 34 Tausend im Jahre 1971. Diese Zahl reduzierte sich 1972 durch Res-
triktionen der jugoslawischen Regierung bei der Ausreise qualifizierter Arbeits-
kräfte weiter auf 19 Tausend.174 Im Vergleich mit den anderen Anwerbeländern 

173Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 168.
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Abbildung 2.14   Bundesrepublik Deutschland: Zuzüge, Fortzüge und Nettomigration von 
ausländischen Nicht-Erwerbspersonen mit Portugal 1967-1981. (Datenquelle: Booth, The 
migration process in Britain und West Germany, S. 170-174)

174Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 168.
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war der Männeranteil unter den ausländischen Arbeitnehmern aus Jugoslawien 
relativ hoch. Dies führte dazu, dass die im Jahre 1974 auf dem Bundesgebiet 
gemeldete Bevölkerung aus Jugoslawien die höchste Männerquote und die nied-
rigste Kinderquote unter allen Anwerbeländern aufwies.175

175Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 152, 224.
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Abbildung 2.15   Bundesrepublik Deutschland: Zuzüge, Fortzüge und Nettomigration von 
ausländischen Erwerbspersonen mit Jugoslawien 1967-1981. (Datenquelle: Booth, The 
migration process in Britain und West Germany, S. 164-166)
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Abbildung 2.15 weist auf, dass der Anwerbestopp schon im Jahre 1974 die 
Nettomigration von Erwerbspersonen aus Jugoslawien ins Negative kehrte. 
Parallel dazu reduzierte sich die Nettomigration der Nicht-Erwerbspersonen um 
fast 50 Prozent. (Abbildung 2.16) Die Zahl der auf dem Bundesgebiet gemeldeten 
ausländischen Bevölkerung aus Jugoslawien reduzierte sich von 708 Tausend im 
Jahre 1974 kontinuierlich auf 610 Tausend im Jahre 1978.176

Der Abbildung 2.16 ist zu entnehmen, dass der Verlauf der abhängigen Migration 
mit Jugoslawien mit einer Zeitversetzung dem Verlauf der Arbeitsmigration folgte.

Den Höhepunkt der Nettomigration von Nicht-Erwerbspersonen aus Jugo-
slawien stellte das Jahr 1973 mit 19 Tausend Personen dar. Danach führte der 
Rückgang der Zuzüge bei gleichzeitigem Erstarken der Fortzüge von Nicht-
Erwerbspersonen zu einer Reduktion auf 10 Tausend Personen im Jahre 1974. 
In den Jahren 1975 bis 1980 verließen schließlich in der Summe mehr Famili-
enangehörige aus Jugoslawien die Bundesrepublik als in sie einreisten. Dies legt 
den Rückschluss nahe, dass schon im Jahre 1975 die meisten Familien aus Jugo-
slawien, welche die Absicht dazu hatten, die Familienzusammenführung auf dem 
Bundesgebiet durchgeführt hatten.177 Für Jugoslawien lässt sich somit die Haupt-
phase des Familiennachzugs in den Jahren 1969 bis 1974 nachweisen.

2.4.3.6 � Der Familiennachzug aus der Türkei
Bei der ungewollten Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland zum Ein-
wanderungsland178 wird in der Regel dem Familiennachzug aus der Türkei eine 
herausragende Bedeutung zugewiesen. Der Einwanderung vieler türkischer Familien-
mitglieder sei die Tatsache zum großen Teil geschuldet, dass die Anzahl der in der 
Bundesrepublik lebenden Türken von 653 Tausend im Jahre 1971 auf 1,58 Millionen 
im Jahre 1982179 gestiegen war. Aus diesem Grund soll die abhängige Migration mit 
der Türkei ausführlicher als bei den anderen Hauptanwerbeländern behandelt werden.

177Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 153.
178Nach Karl-Heinz Meier-Braun hat die Bundesrepublik Deutschland mit dem im Jahre 
2000 in Kraft getretenen neuen Staatsangehörigkeitsgesetz den Schritt zum Einwande-
rungsland vollzogen. Vgl. Meier-Braun, Einleitung: Deutschland Einwanderungsland, S. 
18. Petrus Han hingegen stellt weiterhin fest: „Deutschland ist nach offizieller Politik kein 
Einwanderungsland. […] Es gibt daher keine Einwanderungspolitik. Bei dem Zuwande-
rungsgesetz handelt es sich um die Steuerung der Zuwanderung von qualifizierten Arbeits-
kräften, die die deutsche Wirtschaft braucht.“ Han, Soziologie der Migration 2010, S. 183.
179Vgl. Han, Soziologie der Migration 2010, S. 184.

176Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 222.
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Das erste Anwerbeabkommen mit der Türkei wurde bereits im Jahre 1961 
abgeschlossen. In den folgenden Jahren bis 1967 ähnelte die Arbeitsmigration aus 
der Türkei der aus den Ländern Griechenland und Spanien, wobei sie allerdings 
nie ganz deren Ausmaß erreichte.180 (Abbildung 2.17)

Sollte die These sich bewahrheiten, dass der Anwerbestopp von 1973 vor 
allem zu einem verstärkten Nachzug von Familienangehörigen aus der Türkei 
führte, dann müsste sich diese Entwicklung auch in den bundesdeutschen Migra-
tionsstatistiken der entsprechenden Jahre niedergeschlagen haben.181

Zuerst müsste ein erhöhter Familiennachzug aus der Türkei durch einen 
Anstieg der Zuzüge von Nicht-Erwerbspersonen von Ausländern aus der Tür-
kei belegbar sein. Abbildung 2.18 zeigt jedoch, dass dieser nicht zu verzeichnen 
ist. Die Zuzüge von Nicht-Erwerbspersonen waren in den späten 1960er Jah-
ren kontinuierlich angestiegen. Dieser Anstieg wurde jedoch von 1973 auf 1974 
gebremst, um dann von 1974 auf 1975 um ungefähr ein Drittel einzubrechen.182 
Erst in den Jahren 1979 und 1980 hatten die Zuzüge von Familienmitgliedern 
wieder das Niveau von 1974 erreicht und leicht überschritten. Die Zuzüge der 
türkischen Angehörigen blieben im Durchschnitt auf dem relativ hohen Niveau, 

180Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 157.
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Abbildung 2.17   Bundesrepublik Deutschland: Zuzüge, Fortzüge und Nettomigration von 
ausländischen Erwerbspersonen mit der Türkei 1967-1981. (Datenquelle: Booth, The mig-
ration process in Britain und West Germany S. 164-166)

181Vgl. Hunn, »Nächstes Jahr kehren wir zurück …«, S. 408.
182Zuzüge von Nicht-Erwerbspersonen aus der Türkei 1973: 118 Tausend, 1974: 132 Tausend, 
1975: 84 Tausend. Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 170.
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welches sie schon 1973 eingenommen hatten. Ein sprunghafter Anstieg nach dem 
Anwerbestopp ist nicht zu verzeichnen.

Oft wird die These angeführt, die Fortzüge von Familienangehörigen in 
die Türkei seien nach 1973 zurückgegangen, da die Rückreisebereitschaft auf-
grund des Versagens der Möglichkeit der Wiedereinreise allgemein gesunken 
sei. Dies hätte zu einer Verstetigung der vorher schon vollzogenen abhängigen 
Einwanderung nach Deutschland geführt.183 Diese These lässt sich im Falle der 
Türkei statistisch widerlegen. Die Fortzüge von Familienmitgliedern in ihre türki-
sche Heimat erhöhten sich nach dem Anwerbestopp massiv.184 Erst ab dem Jahre 
1977 verringerten sich diese Zahlen wieder. Betrachtet man die Nettomigration 
von Familienangehörigen aus der Türkei in den 1970er Jahren, dann lässt sich 
feststellen, dass der Anwerbestopp mit der Zeitverzögerung von einem Jahr vor 
allem dazu führte, dass sich über drei Jahre hinweg die türkischen Familienmit-
glieder, welche ins Bundesgebiet einreisten, zahlenmäßig die Waage hielten mit 
denen, welche das Land verließen. Der starke Familiennachzug aus der Türkei, 
welcher 1971 bis 1974 zu hohen Nettozuwanderungszahlen geführt hatte, wurde 

183Vgl. z.B. Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung, Ungenutzte Potenziale, 
S. 13; Bade, Ausländer, Aussiedler, Asyl, S. 45-46.
184Fortzüge von Nicht-Erwerbspersonen aus der Türkei 1973: 46 Tausend, 1974: 60 Tau-
send, 1975: 84 Tausend. Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, 
S. 172.
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Abbildung 2.18   Bundesrepublik Deutschland: Zuzüge, Fortzüge und Nettomigration von 
ausländischen Nicht-Erwerbspersonen mit der Türkei 1967-1981. (Datenquelle: Booth, 
The migration process in Britain und West Germany, S. 170-174)
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in seiner Bedeutung drastisch reduziert. Es stellt sich die Frage, warum in der 
Türkei als dem einzigen Land der Hauptanwerbeländer die abhängige Migration 
in den Jahren 1978 bis 1980 wieder erstarkte und zu einer hohen Nettozuwan-
derung von Familienmitgliedern in die Bundesrepublik Deutschland führte. Der 
Versuch einer Antwort soll später erbracht werden.

Vielleicht lässt sich die im Widerspruch zu den bisherigen Ausführungen oft 
vertretene These einer nach dem Anwerbestopp kontinuierlich großen Bedeu-
tung des Familiennachzugs aus der Türkei folgendermaßen erklären. Betrachtet 
man die Veränderung des Anteils der Nicht-Erwerbspersonen an den gesamten 
Zuzügen von Ausländern aus der Türkei, dann scheint in der Tat der Anwerbe-
stopp von 1973 eine massive Erhöhung des Familiennachzugs bewirkt zu haben. 
Betrug der Anteil von Familienangehörigen an den Zuzügen aus der Türkei im 
Jahre 1973 noch 47 Prozent, so schnellte er im Jahre 1974 auf eine Quote von 
82 Prozent, um auf ähnlich hohem Niveau bis zum Jahre 1980 zu verharren. Der 
Blick auf die in Abbildung 2.19 dargestellten absoluten Zahlen der Wanderungs-
bewegungen zeigt jedoch, dass der prozentuale Anstieg sich nicht aus einem 
Erstarken des Familiennachzugs erklärt, sondern aus dem nicht überraschenden 
rapiden Einbruch der Arbeitsmigration nach dem Jahre 1973. Die Zuzüge von 
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Abbildung 2.19   Bundesrepublik Deutschland: Zuzüge von ausländischen Erwerbs- und 
Nicht-Erwerbspersonen aus der Türkei - Anteil von ausländischen Nicht-Erwerbspersonen 
an den Zuzügen von Ausländern aus der Türkei 1967 - 1981. (Datenquelle: Booth, The 
migration process in Britain und West Germany, S. 164-170)
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ausländischen Erwerbspersonen aus der Türkei verringerten sich von 131 Tausend 
im Jahre 1973 auf 29 Tausend im Jahre 1974, wohingegen die Zuzüge von Nicht-
Erwerbspersonen aus der Türkei von 1973 auf 1974 mit der Steigerung von 118 
Tausend auf 132 Tausend verhältnismäßig gering anstiegen, um dann im Jahre 
1975 auf 84 Tausend zu sinken.

Der starke Anstieg des Anteils der Zuzüge von Familienangehörigen an den 
Zuzügen aus der Türkei ist somit der Tatsache geschuldet, dass nach dem Anwer-
bestopp die Arbeitsmigration aus der Türkei massiv einbrach, wohingegen die 
Familiennachzüge im Vergleich dazu auf einem relativ hohen Niveau blieben. 
Der  Familiennachzug substituierte nicht die Arbeitsmigration, sondern gewann 
relativ an Bedeutung, indem er absolut in etwa sein Niveau bewahrte, das er 
schon vor dem Anwerbestopp erreicht hatte.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass sich ähnlich wie bei den ande-
ren Anwerbeländern die quantitative Bedeutung der abhängigen Migration mit 
der Türkei nach dem Anwerbestopp 1973 reduzierte. Der Familiennachzug aus 
der Türkei führte in den Jahren bis 1978 nicht zu einem entscheidenden Anwach-
sen der türkischen Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland, da ungefähr 
gleich viele türkische Familienmitglieder das Land verließen als einreisten. Eine 
Ausnahmesituation ergab sich in den Jahren 1978 bis 1980, in welchen über die 
abhängige Migration eine Verstärkung der türkischen Bevölkerung um ca. 240 
Tausend Personen zu verzeichnen war.185 Dies macht einen großen Teil der in der 
Zeitphase 1973 bis 1980 insgesamt per Saldo über die abhängige Migration ein-
gereisten Anzahl von 404 Tausend türkischen Staatsbürgern aus.186

Die Gründe für den starken Anstieg des Familiennachzugs aus der Türkei in 
den Jahren 1978 bis 1980 sind wissenschaftlich bisher nur wenig erforscht. Es 
ist jedoch plausibel anzunehmen, dass die Hauptgründe in der instabilen Lage 
der Türkei in diesen Jahren zu suchen sind.187 Das Jahr 1978 war für die türki-
sche Bevölkerung von wachsendem Terror, politischen Unruhen und drängender 
wirtschaftlicher Not bestimmt. „Der Staat befand sich wirtschaftlich und sozial 
in einem desolaten Zustand. Die Faschisten verstärkten ihre Terror-Aktionen. Der 
Internationale Währungsfonds stimmte dem Wirtschaftsprogramm Ecevits nicht 

185Nettomigration von Nicht-Erwerbspersonen aus der Türkei 1978: 45 Tausend, 1979: 
86 Tausend, 1980: 107 Tausend. Vgl. Booth, The migration process in Britain und West 
Germany, S. 170, 172.
186Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 174. Zwischen 1973 
und 1980 erhöhte sich die Zahl der türkischen Staatsbürger in der Bundesrepublik von 911 
Tausend im Jahre 1973 auf 1,46 Millionen im Jahre 1980 um 552 Tausend Personen. Vgl. 
Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 222.
187Vgl. Bade, Ausländer, Aussiedler, Asyl, S. 96.
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zu, so daß dringend benötigte und erhoffte Auslandskredite nicht gewährt wurden. 
Ecevit wurde hingehalten. Statt in kurzer Zeit wirtschaftliche Erleichterungen zu 
schaffen, entstanden auch durch versteckten Widerstand bestimmter Unterneh-
mer Versorgungsengpässe. Für Margarine, Zucker, Salz, Zigaretten und Kochgas 
mußte man in langen Schlangen anstehen.“188 In dieser sozial und wirtschaftlich 
prekären Lage blockierten sich die politischen Parteien gegenseitig und waren 
unfähig, geeignete Maßnahmen zur Verbesserung der Situation der Bevölkerung 
einzuleiten. Die Lage war derart verworren, dass sich viele Menschen erleichtert 
zeigten, als am 12. September 1980 das türkische Militär in einem Putsch die 
Macht an sich zog.189 Folgt man der Argumentation, dass ein wichtiger Grund für 
die starke Zunahme der abhängigen Migration von 1978 bis 1980 in den Unruhen 
in der Türkei zu suchen sei, dann ließe sich damit auch der starke Rückgang dieser 
Migration im Jahre 1981 erklären.190 Die türkischen Generäle rechtfertigten ihre 
Machtübernahme damit, „dass sie den Staat und seine Bürger vor gesellschaftli-
chen Spaltungen und einem Zusammenbruch der Wirtschaft schützen wollten 
sowie vor der Anarchie und Gewalt, für die sie die Parteien und Politiker verant-
wortlich machten. Sie sprachen sich dafür aus, die Autorität des Staates überpar-
teilich wieder herzustellen.“191 Es ist im Rahmen dieser Arbeit nicht nötig, die 
Legitimität der Errichtung dieser türkischen Militärdiktatur zu erörtern. Für viele 
Familien könnte die Hoffnung auf die Wiederherstellung der öffentlichen Sicher-
heit und eine Verbesserung der wirtschaftlichen Lage in der Türkei dafür Aus-
schlag gebend gewesen sein, in ihrer Heimat zu verweilen.

Weniger überzeugend erscheint dagegen die These, der Rückgang des Fami-
liennachzugs aus der Türkei im Jahre 1981 sei auf die restriktive bundesdeutsche 
Ausländerpolitik zu Beginn der 1980er Jahre und die Nachzugsbeschränkungen 
für Familienangehörige aus Nicht-EG-Staaten zurückzuführen. Ohne anfangs 
bundesweit einheitlich abgestimmt worden zu sein, regelten diese Maßnahmen 
vor allem den Ausschluss von 16-jährigen und 17-jährigen ausländischen Jugend-
lichen vom Recht auf Familiennachzug und den Ausschluss des Nachzugs aus-

188Pazarkaya, Die Türkei - eine politische Landeskunde, S. 64.
189Vgl. Ahmad, Geschichte der Türkei, S. 165-166; Pazarkaya, Die Türkei - eine politische 
Landeskunde, S. 67-68.
190Die Zuzüge von Nicht-Erwerbspersonen aus der Türkei in die Bundesrepublik Deutsch-
land verringerten sich innerhalb eines Jahres um die Hälfte. Sie reduzierten sich von 149 
Tausend Zuzügen im Jahre 1980 auf 73 Tausend Zuzüge im Jahre 1981. Vgl. Booth, The 
migration process in Britain und West Germany, S. 170.
191Ahmad, Geschichte der Türkei, S. 166.
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ländischer Kinder zu einem in der Bundesrepublik allein lebenden Elternteil. Im 
Bereich des Ehegattennachzugs wurde die Gewährung der Einreise an die Voraus-
setzungen eines mindestens achtjährigen ununterbrochenen Aufenthalts, der Voll-
endung des 18. Lebensjahres und einer bestimmten Mindestdauer des Bestehens 
der Ehe geknüpft.192 Diese, jeweils nur ausgewählte Bundesländer betreffenden 
Maßnahmen wurden erst in den letzten Wochen des Jahres 1981 eingeleitet, so 
dass nicht davon auszugehen ist, dass sie auf die Migrationsbewegungen des Jah-
res 1981 noch hätten wesentlichen Einfluss nehmen können.193

Den Beginn machte der Ausländererlass des Innenministeriums Baden-Würt-
temberg vom 20. Oktober 1981, welcher die Erlaubnis für einen Nachzug von 
Ehegatten zu Ausländern der ersten Generation von einer Ehebestandszeit von 
drei Jahren abhängig machte. Diese Regelung hatte in der Umsetzung zur Folge, 
dass Ehegatten nach ihrer Heirat noch drei Jahre getrennt leben mussten, bis 
sie in Baden-Württemberg ein gemeinsames Leben führen konnten. 194 Am 20. 
November 1981 setzte auch der Berliner Innensenator zahlreiche Einschränkun-
gen des Familiennachzugs in Kraft.195 Die Bundesregierung reagierte auf diese 
Initiativen und wollte mit dem Beschluss vom 2. Dezember 1981 zu einer Verein-
heitlichung der Beschränkungen der Familienzusammenführungen auf der Ebene 
der Bundesländer beitragen. „Mit dem genannten Beschluß empfahl die Bundes-
regierung den Ländern u. a., den Nachzug ausländischer Kinder nur noch bis zur 
Vollendung des 16. Lebensjahres zuzulassen und den Ehegattennachzug zu Aus-
ländern der zweiten Generation davon abhängig zu machen, daß der hier lebende 
Ehepartner bereits einen achtjährigen rechtmäßigen Aufenthalt nachweisen  
kann und die Ehe bereits ein Jahr bestanden hat. Diese Regelungen sind auf Län
derebene keineswegs einheitlich umgesetzt worden.“196 Mit Ausnahme der Forde-
rung nach einer dreijährigen Mindestbestandszeit der Ehe wurden die durch die 

193Eine zusammenfassende Darstellung des diesbezüglichen Beschlusses der Bundesre-
gierung vom 2. Dezember 1981 und von Erlassen auf der Ebene der Bundesländer liefert: 
Bundesverfassungsgericht, Beschluß vom 12. Mai 1987. Wartezeiten für Nachzug von Aus-
ländern, S. 4-7.
194In Bayern wurde ebenfalls die Forderung nach einer dreijährigen Ehebestandszeit auf-
gestellt. Versuche des Innenministeriums von Baden-Württemberg, zu einer bundesein-
heitlichen Regelung bei der dreijährigen Ehebestandszeit zu kommen, scheiterten. Mit 
Beschluss des Zweiten Senats des Bundesverfassungsgerichts vom 12. Mai 1987 wurde 
die Regelung der dreijährigen Ehebestandszeit als nicht mit dem Grundgesetz vereinbar 
verworfen. Vgl. Bundesverfassungsgericht, Beschluß vom 12. Mai 1987. Wartezeiten für 
Nachzug von Ausländern, S. 1.
195Vgl. Meier-Braun, Deutschland, Einwanderungsland, S. 52.
196Huber, Europäische Menschenrechtskonvention und Familiennachzug, S. 28.

192Vgl. Huber, Familiennachzug und Grundgesetz, S. 1-5.
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Erlasse vorgenommenen Einschränkungen des Familiennachzugs in der Folgezeit 
vom Bundesverfassungsgericht im Grundsatz gebilligt.197

Unabhängig von der Umsetzung und der Wirkweise der einzelnen Erlasse der 
Bundesländer ist jedoch nicht davon auszugehen, dass diese für das Jahr 1981 
noch eine familiennachzugsbeschränkende Wirkung entfalten konnten.

Ein weiterer möglicher Grund für den Rückgang der Zuzüge von Familien-
mitgliedern aus der Türkei im Jahre 1981 könnte die Annahme sein, dass bis zu 
diesem Zeitpunkt schon fast alle Familienmitglieder eingereist waren und sich 
somit das Reservoir an potentiell Nachzugsberechtigten massiv reduziert hatte.198 
Inwieweit dieser Effekt beim Rückgang des Familiennachzugs eine gewichtige 
Rolle spielte, bedürfte eingehender Untersuchung. Da es sich dabei jedoch eher 
um einen linearen Prozess handelt,199 kann er kaum den abrupten Rückgang des 
Familiennachzugs aus der Türkei im Jahre 1981, geschweige denn den starken 
Anstieg der vorangegangenen Jahre erklären. Die bundesdeutsche Politik ging 
zudem im Jahre 1981 bei der Vorbereitung der rechtlichen Restriktionen für den 
Familiennachzug nicht davon aus, dass dieses Reservoir an nachzugsberechtigten 
Familienmitgliedern auch nur ansatzweise schon erschöpft sei.

Zusammenfassend lässt sich somit zur abhängigen Migration bezüglich der 
Türkei in den Jahren 1973 bis 1981 feststellen, dass dem Familiennachzug beim 
Anstieg der türkischen Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland eine 
bedeutende Rolle zukommt. Der Anwerbestopp von 1973 hatte jedoch auch hier 
wie in den anderen Anwerbeländern eine quantitative Reduzierung des Familien-
nachzugs zur Folge. Die größte Zunahme der türkischen Bevölkerung durch den 
Familiennachzug in die Bundesrepublik Deutschland erfolgte in den Jahren vor 
dem Anwerbestopp und im Zeitraum von 1978 bis 1980.

2.4.3.7 � Die soziale Situation nach dem vollzogenen 
Familiennachzug

Für viele Arbeitsmigranten war das Nachholen von Familienmitgliedern eine 
Reaktion auf die belastende und destabilisierende Situation der Trennung der 
Familie. Die Familienzusammenführung in der Bundesrepublik führte die zuvor 
getrennt lebenden Familienmitglieder wieder in einer häuslichen Gemeinschaft 
zusammen und ermöglichte dadurch ein gemeinsames Ehe- und Familienleben. 

197Vgl. Renner, Ausländerrecht in Deutschland, § 8 Rn. 75.
198Johannes Velling formuliert diese These bezogen auf die gesamte ausländische Bevölke-
rung und den Zeitraum ab 1979. Vgl. Velling, Immigration to Germany in the Seventies and 
Eighties, S. 7.
199Vgl. Velling, Immigration to Germany in the Seventies and Eighties, S. 24.
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Oft brachte die Zusammenführung auch den erhofften Erfolg. „Durch die Nach-
holung des Ehepartners kann daher eine positive Auswirkung einmal für den aus-
ländischen Arbeitnehmer selbst gesehen werden, sein soziales Kontaktfeld wird 
erweitert und seine Familienbindungen, denen für die seelische Stabilität beson-
dere Bedeutung zukommt, werden wiederhergestellt. Es kann weiterhin vermutet 
werden, daß durch den Nachzug des Ehepartners Frustrationen und Fehlanpas-
sungen der ausländischen Arbeitnehmer eingedämmt bzw. ihr Integrationsprozeß 
in die deutsche Gesellschaft positiv beeinflußt werden können.“200 Jedoch ent-
standen für die Familien durch den Familiennachzug auch Belastungen, welche  
sich negativ auf das innerfamiliale Leben auswirkten.201 Die ausländischen Fami-
lien sahen sich in Deutschland oft im Hinblick auf die ungewohnte Lebensum-
welt, Wohnsituation, Erziehung und Bildung der Kinder vor neue große Probleme 
gestellt.202 Viele Frauen stürzten nach ihrer Einreise in eine psychische Krise. 
Sie fühlten sich der Gesellschaft des Aufnahmelandes fremd, waren sprach-
lich und kulturell isoliert. Zudem hatten sich die ehelichen Beziehungen durch 
die oft jahrelange Trennung der Ehepartner verändert. Auf den Frauen lastete 
zumeist die Aufgabe, das Leben in der Fremde zu organisieren und die Einglie-
derung der Familie in das neue Umfeld zu bewerkstelligen.203 „Aber auch für 
die Männer stellte der Nachzug von Frauen und Kindern eine Zäsur dar. Wäh-
rend er auf der einen Seite als lang ersehnte Normalisierung der eigenen Lebens-
situation empfunden wurde, brachte er zugleich auch neue Anforderungen und 
oft auch Konflikte mit sich.“204 Besonders schwierig gestaltete sich die Lage 
für die zugezogenen Kinder und Jugendlichen. Neben den Problemen, welche 
die fremde Sprache und Kultur den Neuankömmlingen bereiteten, standen sie 
vor der Aufgabe, ihre eigene nationale Identität zu entwickeln. Einerseits soll-
ten sie sich in das deutsche Schulsystem und in die deutsche Gesellschaft inte-
grieren, andererseits sollten sie aber auch den Kontakt zur Kultur der Heimat der 
Eltern nicht verlieren. „Die Folge davon waren «zweisprachige Analphabeten», 
die weder die Sprache ihrer Eltern noch die ihrer Klassenkameraden beherrsch-
ten, die dementsprechend sozial isoliert und für eine Berufstätigkeit kaum  

200Repräsentativuntersuchung '80, S. 315.
201Vgl. Repräsentativuntersuchung '85, S. 214; Bade, Ausländer, Aussiedler, Asyl, S. 43.
202Vgl. Kühn, Stand und Weiterentwicklung der Integration der ausländischen Arbeitneh-
mer und ihrer Familien, S. 18.
203Vgl. Hunn, »Nächstes Jahr kehren wir zurück …«, S. 414-415.
204Hunn, »Nächstes Jahr kehren wir zurück …«, S. 415.
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qualifiziert waren.“205 Für viele durch den Familiennachzug eingereisten Ehepart-
ner und Kinder stellte sich die Situation somit nicht einfach dar. Die bundesdeut-
sche Ausländer- und Integrationspolitik sah sich durch einen dem entsprechenden 
Zwiespalt paralysiert. Einerseits wurde die Notwendigkeit der Intensivierung der 
integrativen Maßnahmen für die Zugezogenen erkannt,206 andererseits wollte man 
tunlichst nichts in die Wege leiten, was die Rückkehrwilligkeit der Zugezogenen 
beeinträchtigen könnte.207 Aufgrund der vielfältigen Unentschiedenheiten wurden 
die 1970er Jahre zu einem verlorenen Jahrzehnt für die Integration in die Bundes-
republik Deutschland. Dies führte bei den ausländischen Familien oft zu großen 
psychischen und sozialen Belastungen. Viele Familien entschieden sich aus die-
sen Gründen für eine Rückkehr in ihre Heimat, viele harrten trotz der Probleme 
und Widrigkeiten in der Bundesrepublik aus. Ihre Migration verstetigte sich.

2.4.4	� Die Verstetigung von Migration in der 
Bundesrepublik Deutschland

Die enge Korrelation zwischen Familiennachzug und Verstetigung der Mig-
ration stellt eine Grundannahme der historischen Migrationsforschung in der 
Bundesrepublik Deutschland dar. Verstetigung bedeutet dabei im Kontext des 
bundesdeutschen Migrationsgeschehens den Wandel einer ursprünglich befriste-
ten Zuwanderung in eine dauerhafte.208 Ohne einen genauen Zeitraum zu definie-
ren, wird davon ausgegangen, dass eine dauerhafte Zuwanderung viele Jahre oder 
Jahrzehnte betrifft.209 Das Phänomen der Verstetigung von Migration lässt sich, 
unabhängig von der oft unzureichenden Qualität des zur Verfügung stehenden sta-
tistischen Datenmaterials, über Wanderungs- und Bevölkerungsstatistiken schwer 
empirisch fassen.

205Herbert, Geschichte der Ausländerpolitik in Deutschland, S. 238; vgl. Bade, Ausländer, 
Aussiedler, Asyl, S. 43-44.
206Vgl. Kühn, Stand und Weiterentwicklung der Integration der ausländischen Arbeitneh-
mer und ihrer Familien, S. 3-4.
207Vgl. Berlinghoff, Das Ende der ›Gastarbeit‹, S. 264.
208Vgl. Bade, Ausländer, Aussiedler, Asyl, S. 16.
209Abweichend davon empfehlen die Vereinten Nationen dann von Zuwanderung zu spre-
chen, sobald eine Person ein Jahr im Zielland lebt. „[…] the change of country of usual 
residence necessary to become an international migrant must involve a period of stay in the 
country of destination of at least a year (12 months).” in: United Nations Department of Eco-
nomic and Social Affairs, Recommendations on Statistics of International Migration, S. 10.
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2.4.4.1 � Nachweis der Verstetigung von Migration über die 
Anpassung der Bevölkerungsstruktur

Für den empirischen Nachweis einer dauerhaften Einwanderung ist es unabding-
bar, die Frage der Verstetigung von Migration methodisch von der Frage des Fami-
liennachzugs zu trennen. Eine hohe internationale Mobilität der einwandernden 
Familien vorausgesetzt, muss ein einmal erfolgter Familiennachzug nicht zu einer 
dauerhaften Einwanderung führen. Demnach können Familien als Ganze immig-
rieren um später auch wieder als Ganze in ihr Heimatland oder ein anderes Land 
zu migrieren. Die oben dargelegten hohen Zahlen in ihre Heimatländer zurückkeh-
render ausländischer Familienangehöriger nach dem Anwerbestopp von 1973 kön-
nen als Beleg dienen, dass dies nicht nur eine rein theoretische Annahme darstellt.

Werden dagegen Familiennachzug und Verstetigung von Migration als zwei 
notwendig miteinander korrelierte Phänomene verstanden, besteht die Gefahr, 
die Möglichkeit remigrierender Familien strukturell auszuschließen. Remigrie-
rende Familien kommen nicht mehr in den Blick, weil sie methodisch durch die 
Annahme der wechselseitigen Verschränkung von Familiennachzug und Versteti-
gung ausgeschlossen wurden. Dieses Phänomen scheint in der migrationshistori-
schen Betrachtung der abhängigen Migrationsbewegungen in der Bundesrepublik 
Deutschland lange Zeit der Fall gewesen zu sein.

Folgend soll die Logik der allgemein anerkannten Indikation der Verstetigung 
von Migration über den Indikator der Anpassung der Bevölkerung210 kurz vorge-
stellt werden. Es wurde schon dargelegt, dass die internationale Migration in die 
Bundesrepublik zu Beginn überwiegend aus befristeter Arbeitsmigration bestand. 
Unter Einführung der plausiblen Annahme, dass eine Verstetigung von Migration 
mit dem Familiennachzug einhergehe, sollte sich das Maß der Verstetigung des 
Aufenthalts von Ausländern in den späteren Jahren demnach indirekt über die 
demografische Zusammensetzung der ausländischen Bevölkerung folgenderma-
ßen nachweisen lassen. Anfangs kamen über die Arbeitsmigration überwiegend 
Männer jüngeren Alters in die Zuwanderungsgesellschaft. Die Arbeitsaufnahme 
erfolgte dabei in der Regel mit der Perspektive einer befristeten Tätigkeit im 
Ausland, um die zurückgebliebenen Familien finanziell zu unterstützen. Dieser 
Sachverhalt spiegelte sich sodann in der demografischen Struktur der Migrati-
onsbevölkerung wider. Gegenüber der inländischen Bevölkerung war sie stark 
in den Altersklassen 20 bis 40 Jahre überrepräsentiert, in den anderen Alters-
klassen jedoch stark unterrepräsentiert; sie wies einen hohen Anteil an Männern 

210Vgl. Bade, Ausländer, Aussiedler, Asyl, S. 45-47; Heckmann, Die Bundesrepublik: Ein 
Einwanderungsland?, S. 187-188; Hunn, »Nächstes Jahr kehren wir zurück …«, S. 408.
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auf und die Erwerbsquote lag weit höher als die der einheimischen Bevölke-
rung. Eine von Familiennachzug begleitete Verstetigung der Arbeitsmigration im 
Sinne des Übergangs von einer befristeten Zuwanderung zu einer dauerhaften 
Einwanderung musste sich demnach in der Annäherung der Sozialstruktur und 
der demografischen Daten der Immigrationspopulation an die der einheimischen 
Bevölkerung niederschlagen.211 Somit konnte mit dem statistischen Nachweis des 
Absinkens der Erwerbsquote, der Angleichung der Geschlechterrelation sowie 
des Ansteigens des Anteils von Kindern, Jugendlichen an der Zuwanderungspo-
pulation von einem Prozess der Einwanderung ausgegangen werden: „die Arbei-
termigranten beginnen sich „einzurichten“ und holen ihre Angehörigen nach.“212 
Eine Angleichung der Strukturdaten der ausländischen Bevölkerung mit denen 
der deutschen Population wird weithin als verlässlicher Indikator einer Versteti-
gung von Migration angenommen.

Es ist jedoch kritisch darauf hinzuweisen, dass diese Methodik den Zusam-
menhang zwischen Familiennachzug und Angleichung der Bevölkerungsstruktur 
als Annahme einführt und nicht dazu geeignet ist, den Familiennachzug über eine 
Angleichung der Bevölkerungsstruktur nachzuweisen. Eine Angleichung der Struk-
tur zwischen der ausländischen und der deutschen Bevölkerung könnte auch andere 
Ursachen haben als den Familiennachzug. Hätten zum Beispiel nach dem Anwerbe-
stopp überproportional viele junge ledige ausländische Arbeitnehmer213 wieder das 
Bundesgebiet verlassen, hätte dies auch eine Angleichung der Bevölkerungsstruktu-
ren bewirkt. Gleiches ließe sich von der Möglichkeit der Heirat und Familiengrün-
dung sich schon im Bundesgebiet aufhaltenden Ausländer sagen. 214

2.4.4.2 � Nachweis der Verstetigung von Migration über die 
Erhöhung des Anteils von Ausländern mit langer 
Aufenthaltsdauer

Der auf den ersten Blick nahe liegende direkte Nachweis einer Verstetigung der 
Migration über den kontinuierlichen Anstieg des Anteils der Migranten, wel-

211Vgl. Heckmann, Die Bundesrepublik: Ein Einwanderungsland?, S. 187-191.
212Heckmann, Die Bundesrepublik: Ein Einwanderungsland?, S. 188.
213Diese Annahme wäre aufgrund der Ungebundenheit dieser Personengruppe auch plausibel.
214Der Indikator der Angleichung der Bevölkerungsstruktur zum Nachweis einer Versteti-
gung von Migration gilt überhaupt nur bei der, in den ersten Jahrzehnten der Bundesre-
publik Deutschland zutreffenden, Annahme, dass bei der ersten Einwanderungsphase die 
Arbeitsmigration dominiert. Migrieren jedoch, wie in den klassischen Einwanderungs-
ländern üblich, ganze Familien über die Staatsgrenzen, dann verliert der Indikator der 
Bevölkerungsangleichung seine Aussagekraft bezüglich einer Verstetigung der Migration 
gänzlich. Vgl. Han, Soziologie der Migration 2010, S. 87.
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che sich schon seit zehn und mehr Jahren in Bundesgebiet aufhalten, ist für sich 
genommen nicht valide. Denn eine signifikante Erhöhung der Fertilitätsrate bei 
der Migrationsbevölkerung, welche auf Verstetigungstendenzen bei der Migration 
hinweisen könnte, würde im Gegenteil den Bevölkerungsanteil der Migranten, 
welche sich schon über zehn Jahre im Inland aufhalten, sinken lassen.

2.4.4.3 � Nachweis der Verstetigung von Migration über die 
Reduzierung der Rückkehrrate und der Erhöhung der 
Aufenthaltsdauer der Migranten

Erfolgversprechend beim Nachweis der Verstetigung von Migration scheint die 
Methode zu sein, die Bleibetendenz der Ausländer zu messen. Setzt man die 
jährliche Rückwanderung von Ausländern zur im Bundesgebiet lebenden auslän-
dischen Bevölkerung in Beziehung, kann eine Aussage über die jährliche Fluk-
tuation der ausländischen Bevölkerung getroffen werden. Auf diesem Weg lässt 
sich statistisch eine Erhöhung der Bleibetendenz nachweisen. „Nach der in den 
sechziger Jahren hohen Rotation hat sich seither bei allen Nationalitäten der Auf-
enthalt verfestigt; die Rückkehrraten sanken von über 30% auf rund 5%. Rund 
die Hälfte der 1973 hier lebenden MigrantInnen ist in Deutschland geblieben.“215 
Die Annahme, dass sich trotz weiterhin hoher Rückkehrerzahlen216 viele auslän-
dische Migranten dauerhaft im Bundesgebiet niederließen, lässt sich auch mit 
Blick auf die Aufenthaltsdauer der ausländischen Bevölkerung erhärten. Lebten 
im Jahre 1973 noch 624 Tausend Ausländer schon seit 10 Jahren und länger in 
Deutschland, waren es im Jahre 1981 schon 1,98 Millionen.217 Dies lässt darauf 
schließen, dass viele Migranten zu Immigranten wurden und sich in der Bundes-
republik Deutschland dauerhaft aufhielten.

2.4.4.4 � Nachweis der Verstetigung von Migration über die 
Reduzierung der Remigration

In der Migrationsforschung wird häufig die These vertreten, dass der Anwerbestopp 
von 1973 durch die Verhinderung einer erneuten Einreise dazu führte, dass viele 
ausländische Arbeitnehmer mit ihren Familien keine Ausreise mehr wagten und 
sich auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland auf Dauer niederließen.218 

215Pagenstecher, Ausländerpolitik und Immigrantenidentität, S. 86.
216Vgl. Pagenstecher, Ausländerpolitik und Immigrantenidentität, S. 88.
217Vgl. Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 1974, 1982.
218Vgl. Bade, Ausländer, Aussiedler, Asyl, S. 45-46; Bade/Oltmer, Normalfall Migration, 
S. 83; Kielmansegg, Das geteilte Land, S. 399.
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Diese Annahme lässt sich jedoch empirisch nicht bestätigen. Bei Betrachtung 
sowohl der absoluten als auch der relativen Zahlen der Fortzüge von Ausländern 
wird deutlich, dass in den Jahren direkt nach Erlass des Anwerbestopps eine Erhö-
hung der Zahl der ins Heimatland zurückkehrenden Ausländer von 526 Tausend 
im Jahre 1973 auf 580 Tausend im Jahre 1974 bzw. 600 Tausend im Jahre 1975 
zu verzeichnen war.219 Die Analyse des Anteils der fortziehenden Ausländer am 
Gesamtbestand der Ausländer in der BRD zeigt ein ähnliches Bild. Verließen inner-
halb des Jahres 1973 noch 13,3 Prozent der im Bundesgebiet ansässigen Ausländer 
das Land, so waren es in den Jahren 1974 und 1975 14,1 Prozent bzw. 14,6 Pro-
zent.220 Das bedeutet, dass sich in den Jahren nach dem Anwerbestopp empirisch 
kein Rückgang des Rückkehrverhaltens von Ausländern aus der Bundesrepublik 
belegen lässt.221 Vielmehr kehrten nach dem Anwerbestopp mehr Ausländer in ihre 
Herkunftsländer zurück, als dies vor dem Jahre 1973 der Fall war. Der Indikator 
Remigrationen der Ausländer nach 1973 ist somit nicht geeignet, eine Verstärkung 
der Verstetigung der Migration durch den Anwerbestopp nachzuweisen.

2.4.4.5 � Von der quantitativen zur qualitativen Deskription 
von Migrationsbewegungen

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass sich eine durch den Anwerbestopp 
im Jahre 1973 induzierte und mit dem Familiennachzug in direktem Zusammen-
hang stehende Verstetigung der Migration in die Bundesrepublik Deutschland 
nicht empirisch belegen lässt. Der in der migrationshistorischen Forschung oft 
konstatierte direkte Zusammenhang zwischen Anwerbestopp und Verstetigung 
der Migration wurde schon vereinzelt in Frage gestellt. „While 1973 remains a 
crucial turning point in government policy, it is questionable whether it was 
also the crucial turning point for the migrants’ decision to stay or return, as it is 
often assumed to have been.”222 Die Annahme, dass der Anwerbestopp von 1973 
zu einer erhöhten Verstetigung der Migration in der Bundesrepublik Deutsch-
land führte, mit der Folge, dass sich das Nachholen von ausländischen Famili-
enmitgliedern aus den Herkunftsländern stark erhöht habe, konnte empirisch 
nicht belegt werden. Das Gegenteil scheint vielmehr der Fall zu sein. Nach dem 
Anwerbestopp reduzierte sich die Einreise von Familienmitgliedern aus dem 

219Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 159.
220Vgl. Booth, The migration process in Britain und West Germany, S. 159, 222, eigene 
Berechnung.
221Vgl. Pagenstecher, Ausländerpolitik und Immigrantenidentität, S. 109.
222Oswald/Schönwälder/Sonnenberger, Einwanderungsland Deutschland, S. 20.
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Ausland stark. Gleichzeitig erhöhte sich der Ausreise von ausländischen Fami-
lienmitgliedern in ihre Heimatländer: Die Frage der Möglichkeit einer späteren 
Wiedereinreise scheint für viele Migranten nicht ausschlaggebend für die Ent-
scheidung zum Verbleib oder zur Rückkehr in die Heimat gewesen sein.

Es zeigt sich, dass an sich plausible Überlegungen zu den Migrationsentschei-
dungen einzelner Individuen und Familienverbände nicht notwendig über den 
Weg der Akkumulation zu Entwicklungen führen müssen, welche sich in große 
Migrationsbewegungen niederschlagen und dementsprechend auch migrationsde-
mografisch nachweisen lassen.

Um dieses Phänomen besser verstehen zu können, bedarf es eines prinzipiel-
len Perspektivenwechsels. Der Blick muss von der quantitativen Beschreibung 
der Migrationsbewegungen auf die Individuen selbst gehen, welche sich für oder 
gegen eine Migration entscheiden. Im Folgenden soll dieser Weg von der quanti-
tativen Erfassung des Familiennachzugs bzw. der abhängigen Migration zu einer 
qualitativen Erfassung des Familiennachzugs gegangen werden. Es geht bei letz-
terer darum, die Gründe für Migrationsentscheidungen zu eruieren, das heißt, zu 
verstehen, warum Individuen oder auch ganze Familien die folgenschwere Ent-
scheidung zur Migration treffen. Diese Fragestellung führt zum him Themenkom-
plex der Migrationstheorien. „Die Theorien der Migration haben den Anspruch, 
eine systematische, strukturell-fundierte Antwort auf die Frage zu geben, warum 
Menschen migrieren. Dabei sollen die möglichen Ursachen, Verläufe und Folgen 
der Migrationsbewegungen typologisiert werden.“223 Im Folgenden sollen die 
Migrationstheorien aus der Perspektive ihres Ertrages für die Migrationsform der 
abhängigen Migration eingehend betrachtet werden.

223Liakova, Migrationstheorien, S. 35.
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